
Frauenförderung

7 Richtlinien zur Frauenförderung: eine personalpolitische Herausforderung

Ein besonders aktuelles personalpolitisches Thema ist die Förderung der Frau im
Beruf.

Eine Personalpolitik, die den Geboten der Chancengleichheit, der Wirtschaftlich
keit, der Transparenz, der Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung folgt und'
sich der Förderung des „human capital" aus sozialen und ökonomischen Erwägun
gen gleichermaßen verpflichtet sieht, dürfte kaum mit negativen Schlagzeilen einer
halbherzigen Frauehförderung ins Gerede kommen.

•Trotz dieser postulierten Ziele ist es der öffentlichen Verwaltung in den vergange
nen Jahrzehnten offensichtlich nicht gelungen, sich frei von dem Vorwurf einer ge
schlechtsspezifischen Benachteiligung zu halten. Diese Kritik trifft den öffentlichen
Dienst hart, da er sich im besonderen Maße der Rechtsstaatlichkeit verpflichtet
sieht.

Aus diesem hohen Anspruch leitet sich auch eine Vorbildfunktion für die Wirtschaft
ab. Wenn es trotz des Art 3 GG und vieler Beamtengesetze nicht gelungen ist,
Chancengleichheit zu wahren, dann wird damit vor allem eines deutlich: Es ist of
fensichtlich nicht hinreichend, Chancengleichheit in Gesetzen und Vorschriften zu
postulieren.

Frauenförderung ist eine Frage des personalpolitischen Gestaltungsrahmens und
der mentalen Einstellung aller Betroffenen. Der personalpolitische Gestaltungsrah
men ist weitaus subtiler zu hinterfragen, als dies heute geschieht. Auf diesem Weg
kann der Hinweis hilfreich sein, daß die traditionellen Verwaltungsstrukturen von
Männern geschaffen wurden.''^ Damit liegt der Verdacht nahe, daß die Personal-
und Organisationsstrukturen vor allem auf die Bedürfnisse und Rollenerwartungen
der Männer zugeschnitten sind.

In diesem kritischen Kontext wird auch das Berufsbeamtentum genannt Die folgen
den Zeilen, die für viele andere stehen, stellen dies exemplarisch heraus: „Im Be
reich des Beamtentums beruht das zentrale Problem darauf, daß der öffentliche
Dienst noch weitgehend am Leitbild des männlichen Berufsbeamten orientiert ist.
Nach den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums widmet sich der
Beamte grundsätzlich auf Lebenszeit seiner beruflichen Aufgabe. Er räumt auch in
seiner persönlichen Lebensgestaltung der Berufstätigkeit gegenüber anderen Auf-
gaben Vorrang ein. Wenn ein solches Denken in gleicher Weise von unseren Müt-

1) Vgl. hierzu BMJFFG (Hrsg.), Mänrier und Frauen sind gleichberechtigt, Bonn 1989.
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fern verlangt würde, müßten sie letztlich auf Kinder und Familie verzichten. Dies
kann nicht unser Ziel sein."

Die aktuelle Diskussion über ein Teilzeitarbeitsverhältnis als Regelstatus für Beam
te, wie es das Land Berlin in den Bundesrat ohne viel positive Resonanz einge
bracht hat^', zeigt, daß sich in dieser Frage bis heute nur wenig bewegen läßt. Was
im Hinblick auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie vor allem für die berufstätige
Mutter geltend gemacht wird, läßt sich im Zeichen eines Übergangs von der Arbeits
hin zur Freizeitgesellschaft auch für viele weitere Lebensbereiche geltend ma
chen.®^ Gelingen und Mißlingen der Frauenförderung ist somit eng an die Frage ge
bunden, ob die öffentliche Verwaltung sich von den vielfältigen Verstrickungen über
holter Rollenbilder lösen kann, um eine flexible und innovative Antwort auf die sich
vielfältig stellenden Herausforderungen wie etwa die Frage der Frauenförderung,
der Flexibilisierung der Arbeitszelt etc. zu finden. So gesehen, geht es um mehr als
nur um die Überwindung geschlechtsspezifischer Vorurteile und Benachteiligun
gen.

Wo der Druck von außen den Weg weist, da sind die Weichen oft gut geölt. So sorgt
beispielsweise in der Wirtschaft die Konkurrenzsituation auf dem Markt für einen er
freulichen Innovationsdruck. Wer hier schläft, der verliert sehr schnell Marktanteile.

Im Spannungsverhältnis von Legislative und Exekutive werden eine am Markt
orientierte Konkurrenzsituation und die damit verbundenen ständigen Herausforde
rungen weniger dramatisch gesehen. Dagegen sind hier Im Mit- und stimmungsge
ladenen Gegeneinander der vielen Interessens- und Vetogruppen viele Stolperstei
ne für Innovationen gelegt. In diesem Sinne äußerte sich auch der Bundesminister
für das Post- und Femmeldewesen, C. Schwarz-Schilling, der bei über 500.000 Be
schäftigten sicherlich weiß, wovon er redet; „Wenn sinnvolle Maßnahmen, die im In
teresse der Frauen eingeleitet werden sollen, von den verschiedensten Kräften in
der Verwaltung und in den Gewerkschaften über einen langen Zeitraum gebremst
werden, dann fehlt es der Verwaltung an Rexibilität und Zukunftsorientierung."^^

1) Süssmuth, R., Frauen im öffentlichen Dienst - gleiche Rechte und gleiche Chancen, in:
Franke, Hagedorn, u.a., Arbeitsmarkt und öffentlicher Dienst - Anforderungen und Mög
lichkeiten einer zukunftsorientierten Personalpolitik, Godesberg 1989, S.85.

2) Kewenig, W.A., (Grund-)rechtliche Fundierung des Berufsbeamtentums aus heutiger
Sicht, in: Lückerath, O.A., Berufsbeamtentum und Beamtenorganisationen, Band 2, Köln
1987, 8.17 ff.

3) Vgl. hierzu auch Opaschowski, H.W., Wie leben wir nach dem Jahr 2000? Szenarien über
die Zukunft von Arbeit und Freizeit, Hamburg 1988.

4) Schwarz-Schilling, C., Neustrukturierung der Deutschen Bundespost - Konsequenzen für
die Personalpolitik, in: Franke, Hagedorn, u.a., Arbeitsmarkt..,aaO, S.94.
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7.1 Besteht ein personalpolitischer Handlungsbedarf?

Wenn trotz hoher fachlicher Qualifikation

- Frauen in unqualifizierten Positionen am unteren Ende der Hierachie nicht ent
sprechend ihrer Qualifikation eingesetzt sind,

- das Einkommen der Frauen bei gleichwertiger Tätigkeit nicht dem ihrer Kollegen
entspricht,

- sich die Chancen des Laufbahngruppenwechsels bei den Frauen bei gleicher
Verweiizeit in der Venvaltung auseinander entwickeln.

- sich die Chancen auf eine Beförderung bei gleicher Stehzeit im Amt bei Männern
und Frauen ungleich verteilen,

- Frauen in Führungspositionen Seiten anzutreffen sind,

wie dies in Anlehnung an den Leitfaden zur Frauenförderung in Betrieben nachzule
sen ist^\ dann leitet sich bereits aus dieser statistischen Analyse ein personalpoliti
scher Handlungsbedarf ab. Denn die Zahlen stehen mit den propagierten gesell-
schafts- und unternehmenpolitischen Zielen nicht in Einklang.

Eine statistische Analyse der Personalstruktur ist daher in vielen Fällen ein erster
wichtiger Schritt, um den Handlungsbedarf in einem Untemehmen bzw. einer Ver
waltung auszumachen.

Viele Gleichstellungsstellen haben den ersten Schritt einer Analyse vollzogen. Auch
die 1986 in Kraft getretene „Richtlinie zur beruflichen Förderung von Frauen in der
Bundesverwaltung" schreibt eine Bewerberstatistik vor.^^

Eine solche Statistik hat offensichtlich Aufforderungscharakter und kann ein wichti
ger Schritt hin zu mehr Chancengleichheit bereits im Bewerbungsverfahren sein:
„Erste Erfahrungen zeigen, daß sich die Richtiinie bereits positiv auswirkt. Der An
teil der eingestellten Frauen entspricht zunehmend ihrem Anteil an den Bewerbun
gen. Ein Drittel der Neueinstellungen der obersten Bundesbehörden bei den Beam
ten (35,5 %) und 39 % bei den Angesteilten im höheren Dienst waren 1987 Frauen.
Da der Anteil der Frauen im höheren Dienst nur 8,5 % beträgt, wurde in diesem Be
reich, in dem Frauen deutiich unterrepräsentiert sind, eine spürbare Verbesserung
erzielt."®'

1) BMFJ (Hrsg.), Leitfaden zur Frauenförderung in Betrieben. Die Durchsetzung der Gleich
berechtigung als Chance für die Personalpolitik, 5. Aufl. Bonn 1989, S.7.

2) BT-Drucks. 11/2279 vom 6.5.1988.
3) Ebenda, S.37.
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Auch wenn eine kritische Analyse ein erster Schritt hin zu einem Mehr an Chancen
gleichheit sein kann, genügt es sicherlich nicht, es bei diesen Statistiken oder bei ei
ner Varianten hiervon, der sogen. „Quotenregelung", zu belassen. Entscheidend ist,
daß man zielorientiert auf die vielen Barrieren, die in den Organisations- und Perso-
naistrukturen vorhanden sind, einwirkt und die Weichen neu stellt.

Ohnehin ist eine statistische Analyse der Personalstruktur nicht in jedem Fall ohne
Probleme. Wichtig ist, daß man bei der Datenanalyse und -auswertung die System-
verfiechtungen sieht und sich frei von tendenziösen Verzerrungen hält. Ansonsten
kann sich leicht bewahrheiten, daß diese Statistik als eine moderate Form der Lüge
abqualifiziert wird. Damit aber wäre der Frauenförderung wenig gedient. Was daher
zu fordern ist, sind Statistiken mit einer hohen Akzeptanz aller beteiligten Entschei
dungsträger.

Dies kann von statistischem Material erwartet werden, das den Gesamtkontext
nicht aus dem Auge verliert. Solche Systemverpflechtungen werden beispielhaft an
dem Problemfeld der vertikalen Substitution deutlich: Vor allem in den Jahren der
Jugendarbeitslosigkeit und Lehrerarbeitslosigkeit zeigte sich die Bereitschaft von
Bewerberinnen und Bewerbern, sich auch auf Tätigkeiten zu bewerben, die unter
halb des Ausbiidungsniveaus lagen( z.B. Abiturientinnen/ Abiturienten für die Lauf
bahn des Mittleren Dienstes etc.). Einige Venwaitungen. haben in diesen Jahren
auch Höherqualifizierten eine Chance auf Anstellung gegeben. Das Spektrum der
eingestellten Lehrerinnen etwa reicht von der Schreibkraft bis hin zur Sachbearbei-
terin.Diese Verwaltungen schneiden in einer solchen Analyse insgesamt schlecht
ab, obgleich die Ursachen nicht in einer Frauenfeindlichkeit liegen.

Es sei angemerkt, daß gerade diese Verwaltungen für die neunziger Jahre mit die
ser Rekrutierungsstrategie wichtige Voraussetzungen geschaffen haben, um mit
Hilfe interner Rekrutierungs- und Qualifikationsstrategien den Engpässen auf dem
Arbeitsmarkt erfolgreich begegnen zu können.

Während sich diese Zusammenhänge schlüssig aufdecken lassen, ist der Zugang
einer Analyse weitaus schwieriger, wenn es um die Vergabe von Beförderungspo
sten geht. Die Verwaltung betont nach wie vor Anciennität. Dieses Rekrutierungs
muster bei der Vergabe von Beförderungsämtem wird sich allerdings auch aus der
Sicht der Frauenförderung nicht mehr halten lassen.

Eine statistische Analyse kann bestenfalls ein erster Schritt sein. Diesem ersten
Schritt sollte daher eine Zielanalyse und die Formulierung operationalisierter Ziele
folgen. Dem sicherlich größeren Aufwand bei der Formulierung operationaler Ziele
stehen eine Reihe von beachtenswerten Vorteilen gegenüber. Neben der besseren
Nachprüfbarkeit - es wird eine Erfolgskontrolle möglich - zwingen operationalisier-
te Ziele zu einem konsequenten Handlungsablauf, der bereits in der Planungspha-
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se zu Ende gedacht werden muß. Eine Schwachstellenanalyse wird auf diesem
Wege erst effektiv.

Zum gieichen Ziei führen in der Regel mehrere, mitunter gleichwertige Wege. Wo
und in weichen Bereichen die Handiungsstrategien anzusetzen sind, darüber wer
den die Meinungen insgesamt auseinandergehen. Dies kann nicht verwundem, da
die spezifischen Verhältnisse einer Organisation auch einen speziellen Zuschnitt an
Programmen voraussetzen.

7.2 Personalpolitische Prüfkriterien der Frauenförderung

im Auftrag der Zeitschrift Capitai kam eine Expertengruppe vori Spitzenmanagem
aus Wirtschaft und Verwaltung zu einem Maßnahmenkatalog, der 13 Gestaltungs
felder umfaßt. Entsprechend ihrer Ergiebigkeit und Bedeutung wurden diese 13 Ge
staltungsfelder mit den Rangplätzen 1 (sehr wichtig) bis 13 versehen:

1. Der Vorstand eines Unternehmens bzw. die Verwaitungsführung faßt
den BeschiuB, Frauen zu fördern.

r

2. Leitende Kräfte werden in Führungstrainings auf das Thema: „Chan-
cengieichheit zwischen i/iännem und Frauen" hin sensibiiisiert.

3. Besondere Programme der Personai- und Laufbahnentwicklung, die
auf die speziellen Probleme von Mutterschaft und Famiiienpause hin
zugeschnitten sind.

4. Gezielte Einbeziehung von Frauen in Projektleäungen mit dem Ziei ei
ner zusätzlichen Qualifizierung

5. Besondere Förderungsmaßnahmen für Frauen in technisch- naturwis
senschaftliche Berufen.

6. Spezielle Weiterbiidungsangebote nur für Frauen.

7. Eigenverantwortliche Gestaltungsmögiichkeiten bei Arbeitszeitrege-
iungen.

8. Arbeäskreis Chancengieichhheit für Frauen.

9. Numerische Zieivorgaben für Frauen in Führungspositionen

1) Sechs Richtige, Capital-Aktion: Mehr Frauen ins Management, Capitai 12,1989,8.244.
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10. Betrieblich organisierte Kinderbetreuung

11. Geschlechtsneutrale Steiienausschreibung

12. Installierung einer Frauenbeauftragten mit Beteiiigungsbefugnissen
bei der Steiienbesetzung und Berichtspfiicht

13. Quotenregeiung für Führungspositionen

7.3 Die Herausforderung der Chancengleichheit und das Problem der Quoten

Es ist erkannt, wie die engagierte Diskussion zur Förderung der Frau im Beruf auf
zeigt, daß eine wirkungsvolle Umsetzung der Frauenförderung bei der Organisa-
tions- und Personaipoiitik anzusetzen hat. in diesen beiden Querschnittsbereichen
müssen daher vordringlich die erforderlichen instrumenteilen und funktionalen Vor
aussetzungen geschaffen werden. Nur dann besteht eine begründete Hoffnung,
daß die in den „Leitlinien zur Frauenförderung" geforderten Ziele realisiert werden.
Neben Verfahren der Stellenbesetzung (Anforderungs- und Befähigungsprofile),
der Verwendungs- und Karrierepianung (Personalförderungsprogramme), überzeu
gender Beurteilungssysteme und flexibler Arbeitszeitsysteme geht es um einen
chancengerechten Zugang zu öffentlichen Ämtern.

7.3.1 Das Quotengesetz des Landes NRW aus personalpolitischer und perso
nalwirtschaftlicher Sicht

Das auch personalpolitisch nicht unumstrittene Quotengesetz des Landes NRW
sieht vor, daß „in allen Bereichen des öffentlichen Dienstes bei gleicher Qualifika
tion (Eignung, Befähigung und fachliche Leistung: Art. 33 Abs. 2 GG ) unter Wah
rung individueller Chancengleichheit und Einzelfallgerechtigkeit Frauen solange be
vorzugt eingestellt und befördert bzw. bei der Übertragung höherwertiger "ßtigkei-
ten berücksichtigt werden sollen, bis ihr Antejl dem der Männer entsprichf

Mit diesem Gesetz wird massiv in die Personalstruktur einer Venwaltung eingegrif
fen. Die personaipolitischen und personalwirtschaftlichen Konsequenzen können
an einer Simulation verdeutlicht werden. Zur Illustration der Zusammenhänge wer
den folgende Eckwerte einmal beispielhaft angenommen:

1) Gesetz zur Förderung der beruflichen Chancen für Frauen im öffentlichen Dienst, Artikel I
Absatz 1 vom 8.3.1988.

181



Frauenförderung

1. Der Personalumfang der (fiktiven) Verwaltung betrage Insgesamt 2.000 Mitar
beiterinnen und Mitarbeiter.

2. Der Anteil der Frauen liege bei 20 v.M.,d.h. 400 der 2.000 Stellen sind bereits mit
weiblichen Mitarbeitern besetzt.

3. Der Anteil der Frauen verteilt sich anteilig auf die einzelnen Jahrgänge.

4. Die Gesamtverweilzeit beträgt 40 Jahre.

Aufgrund dieser Annahmen ergibt sich bei einer ausgeglichenen Altersschichtung
die folgende Struktur.

IST-Altersschiohtung
differenziert nach Geschlecht

Vdrwellzelt
in

Jahren

I  ̂
!  ;/ ::

Altersabgänge

^ {f ^

20. Jahr

ÄO

Männeramell

500

3v £

Einstellungsquote

10 20 30 40 50

Zugänge

t

Zur Realisierung der Gesetzesvorgaben bieten sich mehrere Wege an, um das vor
gegebene Ziel zu erreichen. Dabei ist allerdings zu unterscheiden zwischen der
Nachfrage (systeminterener Faktor) und dem Angebot (systemextemer Faktor). Bei
der Nachfrage handelt es sich um die nachzubesetzenden Stellen einer Verwal
tung, bei dem Angebot um die Bewerberiage. Beide Faktoren lassen nur einen be
schränkten Eingriffsspielraum zu.
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Wenn beispielsweise irn Förderungspian der Stadt Köln davon ausgegangen wird,
daß die volle Parität zwischen Männern und Frauen in allen Funktionen der Stadt
verwaltung innerhalb einer Zehnjahresfrist zu erreichen ist^\ dann setzt dies einen
Bewerbermarkt voraus, der auch eine entsprechende Auswahl an Altemativen so
wohl unter qualitativen als auch quantitativen Auswahlmerkmalen ermöglicht (exter
ne Einflußfaktoren).

Geht rnan davon aus, daß der Arbeitsmarkt in den nächsten Jahren diese optimalen
Chancen bietet, dann greifen diese Chancen des Bewerbermarktes aber nur, wenn
innerhalb der nächsten zehn Jahre parallel hierzu durch Fluktuation und Altersab
gänge ein entsprechendes Stelienkontingent zur Disposition steht( interne Einfluß
faktoren).

Selbst wenn beide Voraussetzungen gegeben sind, ist es eine Frage des Augen
maßes, wie und in welcher Schrittabfolge man, das gestellte Ziel angeht. Auf den
Weg hin zur paritätischen Besetzung der Stellen mit Frauen und Männem, bieten
sich mehrere Strategien an. Diese Strategien unterscheiden sjch in ihrem Wir
kungsgrad und vor ailem im Hinblick auf die Realisierungsdauer.

Strategie A:

Alle freiwerdenden Vakanzen werden durch weibliche Bewerber soiange nachbe
setzt bis der angestrebte Anteil von 50:50 v.M. realisiert ist.

Strategie B:

Die Vakanzen werden ab sofort im Verhältnis 50 v.M. (männliche Bewerber) zu 50
v.M. (weibliche Bewerber) nachbesetzt.

Strategie C:

Da es das Ziel ist, den Anteil von männlichen und weiblichen Mitarbeitern langfristig
zu gleichen Teilen zu gewährleisten, ist eine anteilige Aussteuerung vorzunehmen,
die sich an der durchschnittlichen geschlechtsspezifischen Verweilzeit orientiert.

A. Auswirkungen und Konsequenzen der Auswahlstrategie A

Folgt man den Vorgaben der Strategie A, daß alle freiwerdenden Stellen durch
weibliche Bewerber solange nachbesetzt werden, bis der angestrebte Anteil von

1) Frauenförderungsplan der Stadt Köln, in: Der Minister für Wirtschaft,Mittelstand und
Technologie des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.), Textsammlung Frauenförderungs
pläne und -maßnahmen, 2.Aufl. Düsseldorf 1990, 8.134.
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50: 50 v.H. realisiert ist, dann zeichnet sich die Zieierreichung bezogen auf die Vor
gaben der Strategie frühestens nach 15 Jahren ab.

Vergleichzahlen hierzu: Liegt der Anteil der Frauen statt bei 20 v.H. bei 30 v.H., dann
wäre das Ziel in zehn Jahren erreicht und bei einem Anteil von 40 v.H. werden fünf

Jahre benötigt.

Die folgende Tabelle zeigt die jährlichen Veränderungen :

Veränderung des Frauenanteils unter Einwirkung der Strategie A

Persdonalbewegungen Bestand

Jahr Abgänge Zugänge
weiblich männlich

weiblich männlich weiblich männlich

X 10 40 10 40 .  400 1.600

X + 1 10 40 50 0 400 . 1.560

X + 2 10 40 50 0 440 1.520

X + 3 10 40 50 0 520 1.480

X + 4 10 40 50 0 560 1.440

X + 5 10 40 50 0 600 1.400

X + 6 10 40 50 0 640 1.360

X + 11 10 40 50 0 840 1.160

X + 12 10 40 50 0 880 1.120

X + 13 TO 40 50 0 920 1.080

X +14 .  10 40 50 0 960 1.040

X + 15 10 40 50 0 1.000 1.000

Diese. Zahlen verdecken ein Reihe von Problemen. Denn nach Jahren einer auf

Frauen konzentrierten Rekrutierungspolitik, müßte sich im 16. Jahr die Einstel
lungsquote für Frauen von 100 v.H. auf 25 v.H: reduzieren. Ansonsten steigt der
Frauenanteil über die 50-Prozent-Marke hinaus.

Strategie A führt somit zu einem disharmonischen Rekrutierungszyklus: Einer Ein
stellungsquote von 100 % für die Dauer von 15 Jahren folgt eine um den Faktor vier
verringerte Einstellungsquote für die Dauer der dann folgenden 25 Jahre. Dieser
Ablauf setzt sich zyklisch fort.
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Der langfristige Rekrutierungszyklus basierend
auf der Strategie A

Reknitierangs- Reknitierungszyklus, differenziert nacfi Gescfilecht
bedarf über einen Rekrutierungszeitraum von 80 Jahren

ÜüaüiiÜÜgÜÜÜgigiSüiüS®
m
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Tean

Fnauenanteil

x+20 1+40 x+60 z+88 Jahre

Das unharmonische Rekrutierungsmuster zeitigt eine Reihe von Folgeproblemen,
die nur schwer mit einer auf Ausgewogenheit gerichteten Personalstrukturplanung
vereinbar sind. Ein besonderes Folgeproblem ist das unausgewogene Durch
schnittsalter zwischen den Geschlechtem: Verfährt man nach dieser Rekrutierungs

strategie, dann beträgt das Durchschnittsalter der Frauen einmal 52,5 Jahre , ein
anderes mal 42,5 Jahre. Erreichen die Frauen ihr höchstes Durchschnittsalter, ver
jüngt sich die Struktur bei den Männern. Diese Probleme werden zyklisch fortge
schrieben: Einer Verjüngung des einen Geschlechts folgt eine Überalterung des an
deren. Erreichen die weiblichen Mitarbeiter ihr höchstes Durchschnittsalter mit 52,5
Jahren, weist das Durchschnittsalter der männlichen Kollegen 37,5 Jahre aus.

Es ist durchaus denkbar, daß auf diese Weise Einstellungen bekräftigt werden, die
man gemeinhin als Vorurteile vermieden wissen will.

Wägt man die Vor- und Nachteile dieser Strategie gegeneinander ab, dann über
wiegen aus der Sicht der Personaistrukturplanung deutlich die Nachteile. Aus politi-
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scher Sicht kann die Bewertung anders ausfallen. Politisch wird diese Strategie im
mer dann gefragt sein, wenn es darum geht, schnelle Erfolge von/veisen zu können.
Doch diese Erfolge sind aus fachlicher Sicht aufgesetzt und nicht harmonisch ge
wachsen.

Um grobe Fehlentwicklungen auszuschalten, wäre eine Modifikation dieser Strate
gie denkbar; Man reduziert die Einsteiiungsquote im 16. Jahr nicht auf 25 % (weibli
che Bewerber): 75 % (männliche Bewerber), sondern steuert die Quote 50 % : 50
% an. In diesem Fall steigt der Anteil der Frauen in den nächsten 25 Jahren auf na
hezu 70 Prozent an. in den dann folgenden 40 Jahren pendelt sich die Personal-
Struktur - unter Wahrung der Einstellungsquote - auf die Zielgröße endgültig ein.

B. Auswirkungen und Konsequenzen der Auswahlstrategie B

Strategie B, die darauf abzielt, daß alle freiwerdenden Steilen in dem Verhältnis 50
v.H. (männliche Bewerber) zu 50 v.H. (weibliche Bewerber) nachbesetzt werden,
hat aus der Sicht der Personaistrukturplanung gegenüber der Strategie A einige in
teressante Vorteile. Sie ermöglicht

a) die Aussteuerung einer harmonischen Personalstruktur,

b) die Umsetzung der Quotenvorgabe von 50: 50 v.H.

c) eine ausgewogene und schrittweise Angieichung von Soll-Vorgabe und IST.

Die Zielvorgabe der Strategie B ist allerdings erst in 40 Jahren erreicht. Gegenüber
der Strategie A, bei der dieses Ziel in einem Zeitintervall von 15 Jahren realisiert
wird, verlängert sich hier der Eingriffzeitraum um 25 Jahre auf insgesamt 40 Jahre.

Die Vorteile dieser mit langem Atem ausgelegten Strategie liegen vor allem in der
personalpoiitischen Ausgewogenheit: Es findet ein behutsamer Änderungsprozeß
statt. Extreme im Durchschnittsalter männlicher oder weiblicher Mitarbeiter werden

ebenso vermieden wie abrupt sich ändemde nach Geschlecht qualifizierte Rekru
tierungsquoten. Die Realisierung des Zieles vollzieht sich in kleinen Schritten, doch
diese Annäherung ist kontinuierlich und paßt sich harmonisch in die Personalstruk
tur ein.

Demgegenüber wird mit der Strategie A die Zieigröße zwar mit dem 15. Jahr er
reicht, doch aus der Sicht der Personaistrukturplanung ist damit die Aussteuerung
des Systems noch lange nicht erreicht. Um extreme und gegenläufige Entwicklun
gen zu harmonisieren bedarf es weiterer 40 Jahre. Bewertet man also beide Strate
gien aus der Sicht der Personaistrukturplanung, dann ist der Strategie B ein eindeu
tiger Vorrang einzuräumen.

186



Fr
au
en
fö
rd
er
un
g

V
e
r
ä
n
d
e
r
u
n
g
 d
er
 M
it
ar
be
it
er
st
ru
kt
ur
, 
di
ff
fe
re
nz
ie
rt
 n
a
c
h

G
e
s
c
h
l
e
c
h
t
,
 u
nt
er
 E
i
n
w
i
r
k
u
n
g
 d
e
r
 S
tr

at
eg

ie
 B

V
e
r
ä
n
d
e
r
u
n
g
 d
e
s
 F
ra
ue
na
nt
ei
ls
 u
nt

er
 E
in

wi
rk

un
g 
de
r 
St
ra
te
gi
e 
B

P
e
r
s
o
n
a
l
b
e
w
e
g
u
n
g
e
n

B
e
s
t
a
n
d

J
a
h
r

A
b
g
ä
n
g
e

Z
u
g
ii
n
g
e

w
e
i
b
l
i
c
h

m
ä
n
n
l
i
c
h

w
e
i
b
i
.

m
ä
n
n
l
.

w
e
i
b
i
.

m
ä
n
n
l
.

X
1
0

4
0

2
5

2
5

4
0
0

1
.
6
0
0

X
+
1

1
0

4
0

2
5

2
5

4
1
5

1
.
5
8
5

X
+
2

1
0

4
0

2
5

2
5

4
3
0

1
.
5
7
0

X
+
3

1
0

4
0

2
5

2
5

4
4
5

1
.
5
5
5

X
+
4

1
0

4
0

2
5

2
5

4
6
0

1
.
5
4
0

X
+
5

1
0

4
0

2
5

2
5

4
7
5

1
.
5
2
5

X
+
6

1
0

4
0

2
5

2
5

4
9
0

1
.
5
1
5

8
+
1
1

1
0

4
0

2
5

2
5

5
6
5

1
.
4
4
0

X
+
1
2

1
0

4
0

2
5

2
5

5
8
0

1
.
4
2
5

X
+
1
3

1
0

4
0

2
5

2
5

5
9
5

1
.
4
1
0

X
+
1
4

1
0

4
0

2
5

2
5

6
1
0

1
.
3
9
5

X
+
1
5

1
0

4
0

2
5

2
5

6
2
5

1
.
3
0
0

X
+
3
6

1
0

4
0

2
5

2
5

9
4
0

1
.
0
6
0

X
+
3
7

1
0

4
0

2
5

2
5

9
5
5

1
.
0
4
5

X
+
3
8

1
0

4
0

2
5

2
5

9
7
0

1
.
0
3
0

X
+
3
9

1
0

4
0

2
5

2
5

9
8
5

1
.
0
1
5

X
+
4
0

1
0

4
0

2
5

2
5

1
.
0
0
0

1
.
0
0
0 1
8
7



Frauenförderung

Wer indes den Effekt liebt, wird sich kaum mit dieser Strategie der kleinen, ausge
wogenen Schritte begnügen wollen.

Die Praxis allerdings lehrt, daß die tatsächliche Entwicklung aufgrund der vielen
Einflußfaktoren trotz vieler Anstrengungen sich eher zu der Strategie B sich hin ent
wickeln wird.

C. Auswirkungen und Konsequenzen der Strategie C

Strategie C ist eine personaipolitische Mödifikation der Strategie B. Aufgrund der
Erfahrungswerte ist anzunehmen, daß sich die Venweilzeiten, das ist die Zeit zwi
schen Einstellung und Ausscheiden, in der Verwaltung nicht anteilig im gleichen
Umfang auf die Geschlechter verteilen. Stellt man beispielsweise 100 Fraueri und
100 Männer zum gleichen Zeitpunkt ein, dann werden im statistischen Schnitt nach
30 Jahren wahrscheinlich mehr Männer als Frauen noch in dieser Verwaltung arbei
ten. Mehr Frauen als Männer werden in diesem Zeitraum ausscheiden.

Auf diesen Erkenntnissen, die im übrigen gerade heute graduell, nicht prinzipieii
modifiziert werden sollten, baut die Strategie C; Vor Festlegung der Einstellungs
quote wird die durchschnittliche Gesamtverweilzeit differenziert nach Geschlech
tern ermittelt. Entsprechend den ermittelten IST wird die Einstellungsquote be
stimmt. Diese Quote wird von dem Fluktuationsverhalten der Mitarbeiterinrien und

Mitarbeiter innerhalb einer Venwaltung bestimmt. Dieses Verhalten unterliegt einem
ständigen Wandel, der arbeitsmarktpoiitischen, aber auch gesellschaftspolitischen
Trends folgt. Mit dem Bleibe- bzw. Fluktuationsverhalten ändert sich auch die Ge
samtverweilzeit innerhalb einer Verwaltung. Eine zentrale Voraussetzung dieser
Strategie ist es daher, daß die Gesamtverweiizeit differenziert nach Geschlechtern
möglichst exakt bestimmt wird.

Unter einer Verweilzeit wird hier die effektive Lebensarbeitszeit ausgedrückt in Jah
ren verstanden, Sie berechnet sich aus dem Durchschnittswert aller Mitarbeiterin

nen und Mitarbeiter einer definierten Personalbezuggröße (z.B. einer Laufbahn,
Laufbahngruppe etc.) nach der Formel:

E ZAi-(ZEi + Bui + Tzi)
GVi —

N

GVi = Gesamtven/veilzeit in Jahren

ZAj = Zeitpunkt des Austritts aus der Verwaltung bzw. der Laufbahngruppe in
Jahren

ZEj = Zeitpunkt des Eintritts in die Venwaltung bzw. der Laufbahngruppe in Jahren
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Bui = Dauer der Beurlaubung In Jahre
Tzi = Dauer der Teilzeitarbeit berechnet auf volle Jahre
Ni = Anzahl der Mitarbeiterinnen / Mitarbeiter

Zur Bestimmung der Qesamtven«eilzeit dient das Volgende Beispiel:

Mitarbeiter Atritt mit 26 Jahren (ZE) in die Venvaltung und verbleibt dort bis zum 47.
Lebensjahr (ZA). Mitarbeiter B kommt mit 22 (ZE) Jahren in die Verwaltung,schei
det mit 65 Jahren (ZA) aus. Zwischenzeitlich war er 6 Jahre beurlaubt (BU) und 12
Jahr mit halber Stundenzahl auf teilzeit beschäftigt. Die Daten für Mitarbeiter C :
Eintritt mit 29 Jahren, Austritt mit 63 Jahren, Beurlaubung 4 Jahre.

Die Gesamtvenweilzeit beträgt:

"(47 - 26) + (65- (22 + 8 + 12/2)) + (63 - (29 + 4))
GV

21 +(65-36) +(63-33)
GV =

21 +29 + 30 90

GV = = = 30 Jahre

Die Gesamtverweilzeit beträgt somit 30 Jahre.

Gibt es eine geschlechtsspezifische Unterscheidung in bezug auf die Gesamtver
weilzeit, dann muß die Rekrutierungspolitik hierauf ausgerichtet werden. Es Hegt die
Vermutung nahe, daß die Gesamtvenweilzeit bei weiblichen Mitarbeitem insgesamt
geringer ausfällt als bei ihren männlichen Kollegen. Exakte Werte, die eine Trend
aussage erlauben, liegen m.W. nicht vor. Ohnehin wird man bezogen auf die Aufga
benbereiche des öffentlichen Dienstes mit starken funktionsbezogenen, aber auch
temporären Schwankungen rechnen müssen.So werden beisjDielsweise die Aussa
gen im Aufgabenbereich der Kultusven/valtungen anders ausfallen als im Auswärti
gen Dienst oder in der Landes- bzw. Kommunalverwaitung. Liegen differenzierte
und abgesicherte Werte nicht vor, dann muß man auf Trendaussagen zurückgrei
fen.
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Die In dieser Qualität erforderlichen Statistiken liegen In den Personalabteilungen
nicht vor. Deshalb kann derzeit allerdings bestenfalls mittels Plauslbllltäten gearbei
tet werden. Parameter der Gesamtverweilzelt sind U;a.:

- die l\/Iobllltätbereltschaft (z.B.DIenstherrenmobllltät),

- das vorzeitige Aussscheiden etwa aus familiären Überlegungen (z.B. Ehemann
wird versetzt),

- das Alter beim Eintritt In die Ven/valtung (z.B. höheres Durchschnittsalter bei den
Männem durch Wehrdienst u.ä.),

- die faktisch vorgezogene Altersgrenzen (etwa bei Frauen), Wechsel der Bezugs
gruppe (z.B. Laufbahngruppenwechsel beim Aufstieg),

- Beurlaubungen nach Schwangerschaften, Teilzeitarbelt wegen Doppelrolle, etc.

Bereits die aufgezeigten Einflußfaktoren legen eine differenzierte Analyse nahe.

Die bei Strategie A und B aufgezeigten Beispiele unterstellten eine durchschnittliche
Gesamtverweilzelt von 40 Jahren. Dieser fiktive Wert wird in der Praxis heute selten

erreicht. Tatsächlich dürfte die Gesamtverweilzelt zwischen 28 und 38 Jahren (je
nach Laufbahn und Laufbahngruppe) bei der Statusgruppe der Beamten liegen.

Strategie C baut auf dieser Differenzierung auf. Es Ist daher wichtig, sich einmal mit
den Auswirkungen der VenÄ/ellzelt auf die Jährliche Rekrutierungsquote zu befas
sen. Denn bei unterschiedlichen Venvellzelten führt eine Quotenvorgabe von 50 zu
50 v.H. bei der Einstellung von Bewerberinnen und Bewerbem nicht zu dem ange
strebten Ziel einer paritätischen Aussteuerung von Männem und Frauen In den
Funktionen.

Um die Auswirkungen der Gesämtverwellzelt für die Rekmtlerungsquote herauszu
arbeiten, werden zur Verdeutlichung beispielhaft folgende Eckwerte angenommen:
Die Gesamtverweilzelt betrage geschlechtsspezifisch differenziert einmal 40 Jahre
und einmal 30 Jahre, der Personalumfang sei mit 2.000 Planstellen angenommen,
die hälftig von Frauen (1.000) und Männern (i .000) besetzt sind.

Ohne Differenzierung der Gesämtverwellzelt nach Geschlecht, liegt der jährliche
Ergänzungsbedarf und damit die Rekrutierungsquote bei 57 Neueinstellungen pro
Jahr.

Schlüsselt man diese Quote anteilig (50:50 v.H. Relation) auf, dann wären pro Ein
stellungsjahrgang 28,5 Frauen und 28,5 Männer einzustellen. Orientiert man sich
konsequent an diesem Rekrutierungsmuster, dann erhöht sich der Anteil der Män
ner kontinuierlich auf Kosten des Frauenanteils. Diese Verschiebung erklärt sich
aus der unterschiedlichen Gesamtvenvellzelt: Bezogen auf dieses Beispiel schei
den trotz einer Idealen Altersschichtung mehr Frauen als Männer aus. Bei einer dlf-
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ferenzierten Gesamtverweilzeit von 40 bzw. 30 Jahren Gesamtdauer muß die Re
krutierungsquote daher entsprechend differenziert werden :

Bezogen auf das angenommene Beispiel steigt die Einstellungsquote bei den Frau
en auf 33,5 Einstellungen und sie fällt bei den Männem auf 25 Einstellungen pro
Jahr ab. Die Einstellungsrelation verschiebt sich somit prozentual von 43 (Männer):
57 (Frauen) v.H..

Will man langfristig erreichen, daß die Stelien einer Verwaitung in gleichen Anteilen
von Männern und Frauen besetzt sind, dann fälit - aufgrund der unterschiedlichen
Verweilzeiten - die jährliche Einstellung von Männem und Frauen nicht im Verhält
nis 50 ; 50 v.H. aus, sondem muß entsprechend der Gesamtverweilzeit gewichtet
werden, in diesem Beispiel wären bei 100 Neueinstellungen 43 Männer und 57
Frauen einzustellen.

Ergeben sich innerhalb einer Bezugsgruppe (z.B. bezogen auf die Statusgruppen,
die Laufbahn des gehobenen nicht-technischen Dienstes) unterschiedliche Venweii-
zeiten, dann muß die Gesamtquote entsprechend differenziert werden.

7.3.2Die Herausforderung der Chancengleichheit im Vergleich zum Bewerber
aufkommen und Bewerberverhalten

Wer mit Statistiken arbeitet und sich auf Statistiken beruft, wird „Chancengleichheit"
mit statistischen Eintrittswahrscheinlichkeiten gleichsetzen.

Das folgende Beispiel beleuchtet ein allgemeines Problem, und es ist von daher
exemplarisch zu werten. Es dient zur Illustration der Zusammenhänge. So zeigt bei
spielsweise das Bewerberaufkommen bei der Deutschen Bundespost für die Lauf
bahngruppe des gehobenen Dienstes der Jahre 1986 und 1987 differenziert nach
Geschlecht folgendes Bild:^^

Bewerbungen und Einstellungen
Beamte gehobener Dienst differenziert nach Geschlecht

Bewerbungen Einstellungen

Männer Frauen %-

Frauen

Männer Frauen %-

Frauen

1086

1987

6.518

11.266

3.528

13.132

35,12 %

53,82 %

1.325

1.583

511

695

27,8 %

30,5 %

1) BT-Drucks. 11/2279 vom 6.5.1988, S.35.
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1986 entfielen von den insgesamt 10.045 Bewerbungen 35,12 % auf Frauen. Ver-
gieicht man den Anteii der Bewerbungen mit der Zahl der Einstellungen (27,8), dann
zeigt sich bezogen auf die weiblichen Bewerber eine wenig ausgewogene Reiation;
Den insgesamt 35,12 v.H. Bewerbungen stehen nur 27,8 v.H. Einsteilungen gegen
über. Gemessen an dem Bewerberinnen- und Bewerberaufkommen fälit die Ein
steilungsquote bei den Frauen anteilig mit sieben Prozent zu Lasten der Frauen
aus.

Diese Zahien reizen zu einer differenzierten Anaiyse. Woran liegt es, daß trotz ein
deutiger Vorgaben der Leitiinien, an denen sich die verantwortlichen Stellen mes
sen lassen müssen, Frauen so wenig Berücksichtigung finden? Sind es geschlecht
spezifische Benachteiligungen Dritter, die dem Gieichheitsgrundsatz entgegenste
hen? Oder sind Ursachen im Bewerbungverhalten der Bewerberinnen dafür verant
wortlich? Liegt es daran, daß Bewerberinnen nach ihrer Bewerbung Vorbehaite an
melden und den Zuschlag auf Einstellung nicht nachkommen? Oder gibt es weitere
Gründe, die für diese Entwickiung ausschiaggebend sind und für die man eine Lö
sung finden muß und kann?

Eine Bewerberstatistik wirft offensichtiich eine Reihe von Fragen auf. Doch dies
kann nur der erste Schritt einer umfassenderen Anaiyse sein.

Wer sich mit dem Prinzip der Chancengleichheit auseinandersetzt, kann verschie
dene Zugänge wähien. Der einfachste Zugang geht über die Statistik: Wie groß sind
die Chancen einer Frau bzw. eines Mannes den Zuschlag auf eine Bewerbung zu
erhaiten?

Wenn sich auf 1.000 freie Steiien jeweiis 1.000 Frauen und 1.000 Männer bewer
ben, und aus jeder Gruppe 500 den Zuschiag erhaiten, ist aus statistischer Sicht die
Chancengieichheit gewahrt. Bewerben sich statt dessen auf die 1.000 Steiien 750
Frauen und 1.250 Männer und erhaiten jeweiis 500 Frauen und 500 Männer den
Einsteilungszuschlag, dann ist aus statistischer Sicht die Chancengieichheit nicht
mehr gewahrt. Frauen haben in diesem Fail größere Chancen eingestelit zu werden
als Männer: Von drei Bewerberinnen werden zwei eingestelit, von fünf Bewerbern
zwei. Das Gleichbehandlungsgebot müßte aus statistischer Sicht müßte dazu füh
ren, daß anteiiig am Bewerberaufkommen statt der 500 Einstellungen bei den Frau
en nur 375 Bewerberinnen den Einsteiiungszuschlag erhalten. Verfährt man nach
diesem statistischen Gesetz der Chancengleichheit, dann läßt sich eine paritätische
Besetzung der Funktionen differenziert nach Geschlecht nicht reaiisieren. In die
sem Falie wäre dann allerdings auch der Vorwurf verfehlt, daß das im Grundgesetz
verankerte Gleichbehandlungsgebot nicht ven/virkiicht wurde.
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Dieses Beispiel zeigt, daß es zwei denkbare Ansätze gibt, wenn heute über Chan
cengleichheit gesprochen wird:

- die bewerberorientierte Auswahlkonzeption

- die zielorientierte Auswahikonzeption.

A. Chancengleichheit und die am Bewerberaufkommen orientierte Auswahi
konzeption

Aus der Perspektive der am Bewerberaufkommen orientierten Auswahl geht es um
das Prinzip der (statistisch-orientierten) Chancengleichheit im Bewerbungsverfah
ren. Je ausgewogener die Relation zwischen Bewerbungen (z.B. 10 Bewerbungen)
und Einstellungen (z.B. 10 freie Steilen) ausfällt, desto größer sind die Chancen für
den Bewerber auf Einstellung. Ist die Zahl der Bewerbungen gleich oder geringer
als die Zahl der nachzubesetzenden Stellen (1:1), kann der voligeeignete Bewerber
mit einer sicheren Einstellung rechnen. Bewerben sich zwei gleich gut geeignete
Kräfte auf eine Steile (2:1), dann stehen die Chancen 50 : 50 v.M., daß es zu einer
Einstellung kommt.

Entsprechend der statistisch gewichteten Relation ist die bewerberzentrierte Rela
tion Beispiel des Einsteliungsverfahrens der Post unausgewogen. Sie beträgt:

Männer 4,9:1

Frauen 6,9:1

Hieraus folgt: Männer haben in diesem Einsteliungsverfahren größere Chancen auf
Einstellung gehabt als Frauen. Während fünf Männer um eine offene Stelle konkur
rieren mußten, waren es bei den Frauen ca. sieben.

Um gleiche Bewerberchancen bei Männem und Frauen zu gewährleisten, müßte
die Zahl der Einstellungen bei Frauen um ca. ein Viertel von 511 Einstellungen auf
ca. 645 erhöht werden. In diesem Falle ständen sowohl bei den Frauen wie auch

bei den Männern 5,5 Bewerbungen einer offenen Stelle gegenüber.

B. Die zieiorientierte Auswahlkonzeption

Die zieiorientierte Auswahikonzeption orientiert sich vomehmlich an personal- bzw.
frauenpoiitischen Zielgrößen. Eine erklärte Zielgröße ist, die paritätische Nachbe
setzung aller Stellen. Bezogen auf das Einstellungsverfahren bei der Post wären in
diesem Fall dann statt der 511 Bewerberinnen 918 Frauen einzustellen gewesen.

Da es der Verwaltung um die Bestenauswahl gehen muß, stellt sich die Frage, was
diese Konzeption an Quaiiutät kostet. Befürchtungen in diese Richtung dürften we
niger stichhaltig sein: Bei dem in diesem Beispiel aufgezeigten hohen Bewerberauf-

193



Frauenförderung

kommen kann man. damit rechnen, daß es unbeschadet der Auswahlkonzeption zu
keinem Qualitätsabfali kommt: Statt der sieben Bewerberinnen stehen bei Einhal
tung der Zielvorgabe immerhin pro offener Steile im Schnitt noch vier Bewerberin
nen für jede offene Steile gegenüber.

Alierdings verändern sich die Chancen der Bewerber zu Lasten der Männer: Von
ca. 7 Männem hat einer die Chance, den Einsteliungszuschlag zu erhalten, bei den
Frauen kann dagegen jede vierte mit einem Zuschlag rechnen.

Die Leitlinien der Stadt Köln und des Landschaftverbandes gehen über die anteili
gen Vorgaben hinaus und regeln, daß bei gleicher Qualifikation Frauen solange be
vorzugt einzustellen sind, bis die volle Parität in einem Funktionsbereich erreicht
ist.'"^

C. Gibt es Alternativen zu der Zieivorgabe einer paritätischen Besetzung von
Funidionen?

Wenn gefordert wird, daß bei der Besetzung aller städtischen Verwaltungsfunktio
nen ( horizontale und vertikale Perspektive) eine paritätische Besetzung von Män
nem und Frauen anzustreben ist, dann wird damit auch unterstellt, daß sich die In
teressen und das Bewerbungsverhalten aus geschlechtsspezifischer Sicht gleich
verteilen. Die Wirklichkeit zeichnet derzeit ein anderes Bild: Es gibt Berufe, in denen
es einen dominanten Frauenanteil gibt, wie es auch umgekehrt Berufe gibt, die als
typische Männerberufe einzustufen sind.

Erklärtes Ziel der Frauenförderungspläne ist es, diese Reviere durch Aufklärung
und Quotenvorgaben aufzubrechen. Interessanterweise spart man in diesem Zu
sammenhang auf Landesebene beispielsweise den Grundschul- und Sekundarbe-
reich I aus.

Ist es tatsächlich notwendig und erstrebenswert, daß Frauen und Männer in,allen
vertikalen und horizontalen Funktionsbereichen einer Verwaltung in gleichen Zah
lenanteilen vertreten sind? Lassen sich die Interessen so gleichmäßig aussteuem?
Welchen personalpolitischen Nutzen erwartet man hiervon?

Denkbar sind in diesem Zusammenhang zwei Ansätze:

- die Globalquoten-Methode

- die Differentialquoten-Methode.

1) Vgl. hierzu Leitlinie der Stadt Köln II 2. b.). Bei Nachwuchskräften ist eine Feindifferenzie
rung, was die Qualifikationen anbetrifft, anders zu werten, als bei Beförderurigsämtern.
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Zur Bewertung dieser beiden extremen Positionen ist es sinnvoll, eine Unterschei
dung in vertikale und horizontale Bezugsebenen vorzunehmen. Die vertikale Ebene
beinhaltet den hierarchisch- skalaren Effekt, wie er im Laufbahngruppengefüge
zum Ausdruck kommt, die horizontale Ebene bezieht sich auf Aufgaben - und Funk
tionsbereiche gleicher Wertigkeit.

Die Globalquoten-Methode geht von der Kompensationsfähigkeit innerhalb eines
vorgegebenen Rahmens aus. Angestrebt wird hier ein Frauenanteil von insgesamt
50 % quer über die verschiedenen Aufgabenbereiche etwa einer Landesverwal
tung, einer Kommune, einer Behörde etc. Überrepräsentierte Bereich werden ent
sprechend dieser Methode durch unterrepräsentierte Bereiche an anderer Stelle
kompensiert.

Die Differentialquoten-Methode zielt auf eine anteilige Repräsentanz quer durch al
le Aufgabenbereiche und hierarchischen Funktionsebenen: Angestrebt wird dabei
bezogen auf die Statusgruppen, die Aufgabenbereiche, die Laufbahngruppen und
Laufbahnen ein Frauenanteil von 50 Prozent.

Dabei wird unterstellt, daß es keine bedeutsamen gechlechtsspezifischen Unter
schiede in der Berufswahl zwischen den Geschlechtem geben darf. In diesem Zu
sammenhang ist in dem Frauenförderungsplan der Stadt Köln auch der Hinweis auf
das tradierte Rollenmuster insbesondere bei der Ausbildung in gewerblich-techni
schen Berufen zu sehen (vgl. hierzu Ziffer II. 2.1 ff.). Dies gilt es durch geeignete
personalpolitische Maßnahmen zu überwinden.

Beide Methoden, die Globalquoten - Methode wie auch die Differentialquoten-Me
thode - sind in ihrer Realisierung abhängig vom Bewerberaufkommen.

Zur Verdeutlichung dieser Zusammenhänge und der sich hieraus abzuleitenden
Fragestellungen kann das folgende Beispiel weiterhelfen:

Es stehen 400 Stellen für Nachwuchskräfte zur Besetzung an, die sich auf vier Qua
lifikationsgruppen in gleichen Anteilen aufschlüsseln. Auf diese vier Funktionsberei
che bewerben sich insgesamt 4.000 Interessierte, davon 2.000 Männer und 2.000
Frauen. Allerdings verteilen sich die Bewerbungen nicht anteilig auf die vier Aufga
benbereiche. Es lassen sich deutlich abhebbare geschlechtsspezifische Präferen
zen ausmachen. Während die Aufgabenbereiche A und C bei den männlichen Be
werbern eine hohe Attraktivität aufweisen, finden sie bei den weiblichen Bewerbem
nur geringe Beachtung. Dagegen wird von den Frauen der Bereich D deutlich favo
risiert.
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Beide Zugänge, die Globalquoten-Methode ebenso wie die Dlfferrentlalquoten-Me-
thode, lassen es aufgrund des Bewerberaufkommes zu, daß die Stellen In der Ge-
samtsummatlon paritätisch besetzt werden.

Unterschiede ergeben sich, wenn man dem Gebot der Chancenglelchelt folgt. In
diesem Fall führt die DIfferentlalquoten-Methode zu unterschiedlichen Chancen
zwischen den Geschlechtern.

Quotierung bei unterschiedlichem Bewerberaufkommen

Bedarf

Bewerbungen Anteilige
Einstellungen

Männer Frauen Männer Frauen

Bereich A 100 600 100 (14%) 86 14

Bereich B 100 400 .  300 (43 %) 57 43

Bereich 0 100 800 100 (11 %) 89 11

Bereich D 100 200 1.600 (89 %) 11 89

400 2.000 2.000 39% 243

(61%)
157

(39 %)

Bei dieser Elnstellungspraxls fällt die Einstellungsquote für Frauen mit 39 v.H. ge
messen an der Gesamtzielsetzung zu gering aus. Entscheidend für diese Verzer
rung Ist das geschlechtsspeziflsche Bewerberaufkommen. In diesem Fall wurde
Vergleichbares miteinander In Relation gesetzt. Dadurch konnten nicht 200 Frauen
eingestellt werden, sondern lediglich 157.

Bewerberrelation und das Problem der Chancengleichheit

Bewerberrelation

Männer Frauen

Bereich A 7:1 7:1

Bereich B 7:1 7:1

Bereich C 9:1 9:1

Beriech D 18:1 18:1
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Wer das personalpolitische Ziel einer ausgewogenen Reiation im Auge hat, den
kann nicht befriedigend, daß bei einem gieichen Bewerberaufkommen den 243 Ein-
steliungen auf Seiten der Männer nur 157 Frauen gegenüberstehen.

- Auswirkung der Differentialquoten-Methode

Die Umsetzung der Differentiaiquoten-Methode ist in der Anwendung eindeutig . Es
werden jeweils pro Aufgabenbereich (A bis D) jeweiis 50 männiiche bzw. 50 weibii-
che Bewerber eingestellt. Bezogen auf die Bewerberrelation ergibt sich folgendes
Bild:

Differentialquoten-Methode und Bewerberrelation

Bedarf Bewerbung Bewerberreiation

Männer Frauen Männer Frauen

Bereich A 100 600 100 12:1 2:1

Bereich B 100 400 300 8:1 6:1

Bereich 0 100 800 100 16:1 2:1

Bereich D 100 200 1.600 4:1 32:1

400 2.000 2.000 5:1 5:1

Entsprechend den Vorgaben werden in jedem Bereich je 50 Männer und Frauen
eingestellt. Insgesamt ist damit der angestrebte Frauenanteii von 50 Prozent er
reicht. Dabei wird in Kauf genommen, daß die individuumorientierte Chancengleich
heit nicht realisiert wird, im Einzelfail kann es dazu führen, daß eine Bestenauswahl
durch diese Quotenmethode verhindert wird.

- Globalquoten-Methode

Ziel dieser Methode ist es, dem Gebot der Ghancengieicheit zu folgen.

Dabei sind mehrere Lösungswege denkbar Dort, wo sich ein starkes geschlechts
spezifisches Bewerberaufkommen abzeichnet, werden entsprechende ge-
schiechtsspezifische Schwerpunkte gesetzt.
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Globalquoten - Methode und Bewerberrelation

Bedarf Einstellungen Bewerberrelation

Männer Frauen Männer Frauen

Bereich A 100 70 30 8,5; 1 3,3:1

Bereich B 100 40 60 10,0:1 5,0:1

Bereich C 100 70 30 11,4:1 3,3:1

Bereich D 100 20 80 10,0:1 20,0:1

400 200 200

7.3.3 Personalauswahl durch Reihung der geeigneten Bewerberinnen und
Bewerber

In der praktischen Personalarbeit stellt sich bei großen Einstellungsbehörden die
Frage, wie man das Bewerberaufkommen möglichst sinnvoll administrieren kann.
Durch standardisierte Auswahimethoden erhalten die personalbearbeitenden Stei
len von den ihnen zuarbeitenden Stellen Gutachten, ob die Bewerberin oder der Be
werber geeignet ist. Stehen mehr geeignete Bewerberinnen und Bewerber an, ais
Stelien zur Verfügung stehen, dann muß innerhalb der Gruppe der Qualifizierten ei
ne Wahl getroffen werden. Hierzu bieten sich mehrere Altemativen an.

A. Alternative: Bestenauswahl nach Reihung

Bei dieser Alternative erfolgt die Einstellung entsprechend der Position innerhalb ei
ner Rangreihe. In diesem Faiie werden die in der Reihung auf den ersten Plätzen
stehenden Bewerberinnen und Bewerber der Reihe nach solange abgerufen, bis
die freien Stellen besetzt sind.

Beispiel: Bestenauswahl nach Reihung

Aufgrund des Auswahlverfahrens haben die Bewerberinnen und Bewerber mit fol
gender Gesamtpunktzahl abgeschnitten
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Reihung

Name Bewertungskriterien Gesamt

bewertung

Erfahrung Leistungs

vermögen
Leistungs
bereitschaft/

Motivation

Frau A 45 27 28 100

Frau B 44 23 22 89

Frau G 41 21 24 86

Herr D 45 19 16 80

Herr E 35 20 24 79

Frau F 37 24 17 78

HerrG 32 26 19 77

Frau F 30 20 21 71

Herr H 24 30 16 70

Frau 1 22 28 19 69

Stehen bezogen auf dieses Beispiel vier Steilen zur Naohbesetzung an, würde Frau
A (100 Punkte), Frau B (89 Punkte), Frau C (86 Punkte) und Herr D (80 Punkte) den
Zuschlag erhalten.

Entsprechend den Gesetzen der Biostatistik kann man aufgrund der Wahrschein
lichkeit davon ausgehen, daß mit der Zahl der Bewerbungen auch der Anteil best
geeigneter steigen wird. Bei einem hohen Anteil an Frauen werden entsprechend
mehr gut Geeignete in die Stellenvergabe kommen.

Entscheidend für die Position in der Reihung sind die für die Tätigkeit spezifischen
Befähigungen der Bewerberinnen und Bewerber. Die Festlegung dieser Eignungs
kriterien bedarf daher besonderer Sorgfalt. Wird beispielsweise, wie etwa im Aus
wärtigen Dienst den Sprachfertigkeiten hohe Bedeutung zugemessen, dann
schneiden erfahrungsgemäß Frauen besonders gut ab, während bei technischen
Grundfertigkeiten (z.B. EDV-Bereich) vermehrt männliche Bewerber in den oberen
Rangpositionen anzutreffen sind. Daher fordert die Gleichstellungsbeauftragte der
Stadt Köln, daß die Auswahltests durch ein unabhängiges Forschungsinstitut über-
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prüft und die Auswahlkriterien der Frauengleichstellungssteile zur Verfügung ge
stellt werden (vgl. hierzu Ziffer I Abs. 3).

B. Alternative: Reihung getrennt nach Geschiechtern

Die Gesamtreihung wird nach Geschlechtern spezifiziert. Die freien Stellen werden
dann entsprechend der angestrebten Quote innerhalb der Bezugsreihung abgeru
fen. Dabei ist es durchaus denkbar, daß der Rangplatz 31 innerhalb der Reihung
der Männer in der Gesamtreihung erst an Position 81 einzuordnen wäre. Bei 80 frei
en Stellen, die im Verhältnis 50 : 50 v.H. vergeben werden, hätte der Bewerber bei
Alternative A keine Chance gehabt.

Reihung/Männer

Name Bewertungskriterien Gesamt

bewertung

Erfahrung Leistungs
vermögen

Leistungs
bereitschaft/

Motivation

Herr D 45 19 16 80

HerrE 35 20 24 79

HerrG 32 26 19 77

Herr H 24 30 16 70

Reihung/Frauen

Name Bewertungskriterien Gesamt

bewertung

Erfahrung Leistungs
vermögen

Leistungs
bereitschaft/

Motivation

Frau A 45 27 28 100

Frau B 44 23 22 89

Frau C 41 21 24 86

Frau F 37 24 17 78

Frau F 30 20 21 71

Frau 1 22 28 19 69
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Unterstellt, eine volle Eignung ist bis zur Gesamtpunktzahl 50 gegeben, dann ha
ben weitergehende Differenzierungen, wie sie hier vorgenommen werden, vor
nehmlich einen personalpolitischen Hintergrund.^^ Werden die nachzubesetzenden
Stellen auf jede Reihung in gleichen Anteilen aufgeteilt, denn erhalten jeweils zwei
Männer bzw. zwei Frauen den Zuschlag. Es werden eingestellt:

Herr D 80 Punkte

Herr E 79 Punkte

Frau A 100 Punkte

Frau B 89 Punkte

Bei diesem Verfahren fällt Frau C mit 86 Punkten heraus.

C. Alternative: Auswahlklassen mit entsprechender Quotierung

Aus personalpolitischer Sicht ist eine Auswahl der Besten der Besten nicht zwin
gend die beste Lösung. So, wie sich im menschlichen Leben die Begabungs-, Lei-
stungs- und Motivationspotentiale innerhalb der Gesellschaft verteilen und insge
samt zu einer harmonischen Ganzheit führen, so begünstigt eine Differenzierung
der Begabungen innerhalb einer Venvaltung die harmonische Struktur. Eine Ver
waltung beispielsweise, die nur aus „leistungsorientierten Kämpfern" besteht, wird
nicht zwangsläufig auch leistungsstark sein. Zu viel an Gleichem kann zu einer
Neutraiisierung der Kräfte führen.

So gesehen kann nicht die Auswahl der Besten der Besten die Devise sein, son
dern das rechte Verhältnis zwischen bestimmten Begabungsr, Leistungs- und Moti
vationsstrukturen.

Zur Umsetzung dieser Strategie wird die Gruppe der geeigneten Bewerber in ver
schiedene Gmppen nach den Sortierungsmerkmalen; Leistung, Motivation und Be
gabung eingeteilt. Innerhalb dieser Gruppen erfolgt eine Reihung. Auf der Grundla
ge eines Quotenschlüssels, der regelt, wieviele Bewerber aus den einzelnen Aus
wahlgruppen in die Verwaltung übernommen werden sollen,werden die Bewerbe
rinnen und Bewerber entsprechend der Reihung innerhalb der Auswahlgruppe be
rücksichtigt.

1) Anders als bei einem Intelligenzquotienten, dessen Punktwerte in einer direkten Korrela
tion zu der Befähigung stehen, Probleme zu lösen, lassen die PunWesysteme der Perso-.
nalwahiverfähren diese eindeutige Zuordnung nicht zu. Prognosen sind hier in den Kate
gorien; nicht geeignet, noch geeignet, geeignet, besonders geeignet denkbar.
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Diese Strategie erfordert einen Arbeitsmarkt, der diese Alternativen bietet. Diese
Strategie setzt aber auch in vielen Verwaltungen ein personalpolitisches Umdenken
voraus.

7.4 Leitlinien zur Förderung von Frauen im öffentlichen Dienst

Personalpoiitik gewinnt durch die Frauenförderung an Profil. Mit der Frauenförde
rung werden heute eine Reihe von Fragen aufgeworfen, die sicfi insgesamt auf die
Personalarbeit vorteilhaft auswirken. Was lange gefordert wurde, kommt durch die
Gleichstellungsstellen heute in Gang: eine Personalarbeit, die stärker konzeptionell
und langfristiger ausgerichtet wird.

Eine in der Sache überzeugende Frauenförderung kann somit erst greifen, wenn
die Weichen in der Organisations- und Personalpoiitik auf eine Mehr hin zur Chan
cengerechtigkeit nicht nur dem Worte nach gestellt sind, sondern auch auf der Pro
grammebene.

Die vielen vorliegenden „Leitlinien zur Frauenförderung" zeigen, daß dieser Bezug
erkannt ist. Hier wird sehr detailliert auf Handiungsfelder hingewiesen, die in der
täglichen Personalarbeit bislang vemachlässigt wurden. Aus der großen Zahl vorlie
gender Pläne werden zwei Pläne aus der öffentlichen Ven/valtung exemplarisch auf
gezeigt und interpretiert. Zur Abhebung und als Blick über den Zaun folgenden wei
tere Pläne aus dem Bereich der Wirtschaft.

Auf diesem Hintergrund können die beiden hier zitierten Leitlinien Anregung sein für
eine ausgewogene Personalpolitik, die weit über das Anliegen der Frauenförderüng
hinausgeht.

7.4.1 Allgemeiner Gestaltungsrahmen

Die Leitlinien zur Förderung von Frauen im öffentlichen Dienst greifen stark in die
Personalpoiitik einer Ven/valtung ein: Was in den Leitlinien häufig gefordert wird,
kann man als eine Operationalisierung der Personalpolitik sehen. Auch wenn diese
Regelungen aus tagespolitischer Sicht mit einem starken Akzent auf die Frauen hin
ausgerichtet sind, so sollte nicht übersehen werden, daß es sich bei diesen perso
nalpolitischen Vorgaben um Regelungen zur Gleichstellung von Frauen und Män-
nem handelt. Das Gleichbehandlungsgebot ist sicherlich nicht nur geschiechtsspe-
zifisch zu interpretieren, sondern auch auf Funktionsbereiche. So gibt es beispiels
weise Funktionenbereiche, in denen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter trotz Tüchtig
keit in einer bemflichen Sackgasse enden. Dies ist insbesondere Im sozialen Be
reich feststellbar (z.B. Riegebereich). Hinzu kommt, daß es gerade hier auch an ei
ner sachgerechten Stelienbewertung mangelt.
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Stadt Köln

Der Rat der Stadt Köln hat am 26.März 1987 einen Frauenförderplan
für die Stadtverwaltung verabschiedet. In einer Mitteilung zum Aus
schuß für Allgemeine Venwaltung und Rechtsfragen hat das federfüh
rende Dezernat 1 (Personaldezemat) einzelne Regelungen zum
Frauenförderplan präzisiert: sie sind im Anschluß an den Frauenför
derungsplan abgedruckt. Weitere verwaltungsinteme Ausführungs
bestimmungen werden im Mitteilungsblatt veröffentlicht. ...

Landschaftsverband Rheinland

1. Vonwort

Die Gleichstellung von Frau und Mann Im Berufsleben Ist auch 40
Jahre nach Inkrafttreten des Grundgesetzes nicht vollständig ver
wirklicht. Dies gilt auch für den öffentlichen Dienst und damit auch für
den Landschaftsverband Rheinland.

Auch hier befinden sich Frauen vor allem In den unteren Lohn-, Ver-

gütungs- und Besoldungsgruppen, sind in Führungspositionen kaum
vertreten. Ihre Berufstätigkeit wird noch häufig als nachrangig bewer
tet. Daß sich fast ausschließlich Frauen um die praktische Vereinba
rung von familiärem und beruflichem Engagement bemühen, gilt als
Selbstverständlichkeit, daß sie hierfür weltgehende berufliche und
materielle Nachteile In Kauf zu nehmen haben, ebenfalls.

Mit den Frauenförderungsplänen wird die Personalarbelt in der öffentlichen Verwal
tung nachhaltig beeinflußt. Notwendige Korrekturen, die auf ein Mehr an Chancen
gleichheit einwirken, gehen aber über den Gestaltungsbereich der Verwaltung deut
lich hinaus. Was eingefordert wird, ist eine Bewußtseinänderung auf Selten der
Frauen, ebenso wie auf Selten der Männer. Dieser Änderungsprozeß erfaßt allge
meine Wertmaßstäbe, die In dieser Gesellschaft verankert und nicht nur das „Pro-

dukf der Verwaltung sind.

Chancengleichheit wird hier nicht nur bezogen auf den beruflichen Werdegang,
sondern auch auf die Stellenbewertung. Dies beginnt mit der Bewertung der Haus
arbelt und setzt sich nahezu nahtlos In den weiteren Funktionsbereichen fort. Es

kommt daher sicherlich nicht von ungefähr, daß eine typisch männliche Funktion,
nämlich die Streitkräfte, einen herausragenden und gut dotierten Stellenkegel ha
ben: Mit über 240 Stellen der Besoldungsgruppe B 6 und höher, sowie mit weit über
1000 Stellen der Besoldungsordnung A16 / B6 weist dieser öffentliche Funktions
bereich ein Besoldungsspektrum auf, das In dieser Ausstattung einmalig Ist. Im Ver-
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gleich hierzu fällt eine andere (ehemals) Männerdomäne geradezu ins Stiefmütterli
che ab: die Polizei.

Aber selbst dieser Funktionsbereich öffentlicher Aufgaben ist im Vergleich mit den
Riegediensten, die als eine „Domäne" der Frauenarbeit gelten, bevorzugt ausge
stattet. Auch hier ist Schichtdienst gefordert und der Arbeitsdruck ist groß. Ver
gleicht man diese beiden Bereiche auf der Belästungsseite einerseits und der Be
zahlung auf der anderer Seite, dann wird deutiich, daß die Bewertung der Stellen so
nicht stimmen kann.

Fehlende Chancengleichheit wird auch auf anderen Sektoren angemahnt: Zwar
sieht beispielsweise das Beamtenrecht vor, daß Eignung, Leistung und fachliche
Befähigung alleinige Voraussetzungen für den Zugang und die Wahmehmung öf
fentlicher Aufgaben sein sollten, doch scheint dies nicht in jedem Faile realisiert zu
sein.

Präambel (Stadt Köln)

Der Frauenförderplan der Stadt Köln hat zum Ziel, das im Grundge
setz verankerte Gleichstellungs- und Gleichbehandlungsgebot von
Männern und Frauen in der Stadtvenvaltüng Köln und den städti
schen Regiebetrieben zu verwirklichen.

Die Gleichstellung der Frau im Berufsleben ist auch 40 Jahre nach
Inkrafttreten des Grundgesetzes noch unvollständig verwirklicht. Die
se Aussage gilt auch für den öffentlichen Dienst, dessen Strukturen
eindeutig zeigen, daß die beruflichen Chancen zugunsten von Män
nern verteilt sind. Die Stadt Köln bildet hier keine Ausnahme.

Der Förderplan der Stadt Köln soll ein Instrument sein, um einmal die
Forderung des Grundgesetzes nach Gleichbehandlung und Gleich
stellung zu erfüllen und zum anderen mittelfristig die vorhandenen
Strukturen so zu verändern, daß Frauen in allen Funktionen entspre
chend ihrem Beschäftigungsanteil vertreten sind. Längerfristiges Ziel
ist es, die paritätische Beschäftigung von Männem und Frauen zu er
reichen. Hierbei wird ein Zeitraum von zehn Jahren als realistisch an

gesehen.
Gleichstellung von Mann und Frau bedarf einer Bewußtseinsände
rung, vor allem bei Führungskräften. Neben konkreten Handlungsan
weisungen soll der Förderplan hierzu einen wesentlichen Beitrag lei
sten.
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Zweck (Landschaftsverband)

Der Frauenförderplan hat zum Ziel, das Im Grundgesetz verankerte
Glelchstellungs- und Gleichbehandiungsgebot von Frauen und Män
nern In den Dienststellen und Einrichtungen des Landschaftsverban
des Rheinland zu verwirklichen.

Der Frauenförderplan soll dazu beitragen, die Forderung des Grund
gesetzes nach Gleichbehandlung und Gleichstellung zu erfüllen und
mittelfristig die vorhandenen Strukturen so zu verändern, daß Frauen
In allen Berelchen, Berufen und Funktionen paritätisch vertreten sind.
Frauen und Männer müssen die Möglichkeit haben, familiären Aufga
ben (z.B. der Betreuung von Kindern oder pflegebürftiger Angehöri
ger) ohne berufliche Nachtelle nachzugehen.

Regelungen, die auf die Gleichstellung von Schwerbehinderten Im
Berufsleben abzielen, werden von den Maßnahmen des Frauenför-
derplanes nicht berührt.

Zur Erreichung der beschriebenen Zielsetzung sind auch solche
Maßnahmen erforderlich, die kostenwirksam werden. Die Umset
zung des Frauenförderplanes muß im Rahmen der zur Verfügung
stehenden Haushaltsmittel erfolgen.

A. Frauenförderung - ein Problem des Einstellungswandels

Der Vereinbarkelt von Beruf und Familie kommt man ein gutes Stück näher, wenn
es gelingt, den Ehepartner verstärkt für die Haushaltsaufgaben zu gewinnen. Die
Arbeitszeltverkürzungen der letzten Jahre und derTrend hin zu flexiblen Arbeitszeit
strukturen schaffen hierzu einen geeigneten Rahmen.

Eine besondere Herausforderung stellt sich In diesem Zusammenhang bei männli
chen Führungskräften, die aus Ihrer Einstellung heraus kein Privatleben kennen
und Im „Beruf aufgehen" und die gleiche Einseitigkeit von den anderen fordern. Dies
kann nur gelingen, well die Ehefrauen in die Rolle eines Venwalters für das gemein
same Privatleben gedrängt werden. Viele Untemehmen glauben, daß dies so sein
muß und dem Untemehmen Gewinn bringt. Wer anders denkt, hat wenig Chancen,
sein Leben In einer doppelten Funktion unangefochten zu leben. Die aufgezeigte
Einseitigkeit macht sich Indes auf Dauer weder für das Unternehmen, noch für die
Persönlichkeitsentwicklung der Führungskräfte bezahlt. Hierüber müßte Institutio
nell (z.B. Im Kontext mit der Untemehmenskultur) und Individuell (z.B. Lebensanaly
se) mehr nachgedacht werden.

205



Frauenförderung

B. Personalstrategische Grundsatzfragen

Erklärtes Ziel Ist es, den Anteil von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf ein Vertiält-
nls 50 : 50 v.H. auszusteuern. Die Leitlinie der Stadt Köln differenziert fiierbei zu-

näcfist In einen mittelfristigen Weg mit dem Ziel, daß Frauen entsprechend Ihrem
Anteil In allen Funktionen (also: vergleichbarer mittlerer, gehobener und höherer
Dienst) vertreten sind, und weiterhin In ein langfristiges Ziel; Im Rahmen eines 10
Jahresplanes wird angestrebt, daß alle Funktionen der Stadt paritätisch mit Frauen
und Männern besetzt sind. Diese Zielvorgabe wird als realistisch eingeschätzt. Mu
tig!

Fragen, die sich In diesem Zusammenhang beispielhaft stellen, sind:

1. Liegen mittelfristige und langfristige Personalbedarfsberechnungen vor, an de
nen die Personalbewegungen der nächsten Jahre abgelesen werden können?

2. Liegen Fluktuationsanalysen und Statistiken über Ausfallzelten vor?

3. Uegen Modelle zur Aussteuerung einer harmonischen Altersstruktur nach ge
schlechtsspezifischen Merkmalen vor?

4. Welche Regelungen im Rahmen der Bewerberinnen und Bewerber sind getrof
fen worden, um die Chancengleichheit zü wahren?

7.4.2 Forderung an eine Stelienausschrelbung aus der Sicht der Frauenförde
rung

Stellenausschreibungen (Stadt Köln)

Stellenausschreibungen sind grundsätzlich gesohlechtsneutral vorzuneh
men. Es sind sowohl die männlichen als auch die weiblichen Berufsbezeich

nungen zu verwenden.

Der Oberstadtdirektor wird aufgefordert, einen Hinweis auf die Existenz ei
nes Frauenförderplans In die Stellenausschreibungen aufzunehmen.

Die Auswahltests sollen daraufhin überprüft werden, ob sie Kriterien enthal
ten, die Frauen tienachteillgen. Die Untersuchung sollte durch ein unabhän
giges Forschungsinstitut erfolgen. Der Oberstadtdirektor wird aufgefordert,
Frauengleichstellungsstellen die Auswahlkriterien zur Verfügung zu stellen.

Stelienausschrelbung (Landschaftsverband)
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3.1 Interne und externe Ausschreibungen

3.11 Alle zu besetzenden Stellen werden grundsätzlich entspre
chend den Weisungen der Personalabteilung intern im Land
schaftsverband Rheinland ausgeschrieben..

Ausnahmen sind z.B. zulässig, wenn Mitarbeiter und Mitarbei
terinnen aus aufzulösenden Dienststellen unterzubringen, kw-
Vermerke abzubauen oder Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen,

die ihre Ausbildung beim Landschaftsverband beendet haben,
zu übemehmen sind.

3.12 In Bereichen, Berufen und Funktionen mit einem Anteil von
Frauen an den Beschäftigten unter 20 %, bei denen in Bezug
auf die auszuschreibende Stelle der Anteil der Frauen in den

beiden darunter liegenden Lohn-, Gehalts- oder Besoldungs
gruppen ebenfalls niedriger ist als 20 %, wird in der Regel
auch extern ausgeschrieben, um so mehr potentielle Bewer
berinnen zu erreichen.

3.13 Inteme wie externe Stellenausschreibungen sind in weiblicher
und männlicher Form abzufassen.

3.2 Inhalt der Stellenausschreibung

3.21 Für Bereiche, Berufe und Funktionen, in denen Frauen unter

repräsentiert sind, werden Stellenausschreibungen so gestal
tet, daß Frauen sich gezielt angesprochen fühlen. Der Aus
schreibungstext lautet deshalb wie folgt:

3.22 „Der LVR ist darum bemüht, auch in diesem Bereich (dieses
Berufes, diesen Funktionen) ein ausgewogenes Verhältnis
von Männern und Frauen herzustellen. Bei gleichwertiger
Qualifikation werden deshalb in der Regel Frauen besonders
berücksichtigt."

3.23 Es ist grundsätzlich darauf hinzuweisen, daß der zu besetzen
de Dienstposten auch von zwei Teilzeitkräften ausgefüllt wer
den kann.
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3.24 Das Anforderungsprofil einer Steiie ist bereits in der Steiien-
ausschreibung klar zu beschreiben.

3.25 Es ist zu prüfen, ob und wie geieistete Arbeit in der Familie
(z.B. Betreuung von Kindem oder pfiegebedürftiger Angehöri
ger) oder ehrenamtiiche Arbeit im soziaien Bereich quaiifizie-
rend für die jeweiis ausgeschriebene Stelle sein kann. Ist dies
der Fall, ist im Anforderungsprofil darauf hinzuweisen.

3.3 Werbung von Nachwuchskräften

Bei der Werbung von Nachwuchskräften - z.B. in Informationsveran-
staitungen in Schuien- ist darauf hinzuweisen, daß der LVR Ausbii-
dungspiätze im handwerkiich- technischen Bereich auch für Mäd
chen anbietet.

Ziei der Stellenausschreibung ist es, geeignete Bewerberinnen und Bewerber für ei
ne offene Stelle, die zur Nachbesetzung ansteht, zu interessieren. Inteme und ex
terne Stellenausschreibungen geben aber auch der Venwaltung einen Überblick
über die Bewerberlage.

Hinzu kommt, daß die Stellenausschreibung auch eine Visitenkarte der Verwaltung
ist. Die besondere Ansprache von Frauen in dem Ausschreibungstext macht daher
immer dann Sinn, wenn dahinter nicht nur Absichtserklärungen stehen.

In den letzten Jahren haben sich bei manchem Zweifel eingeschlichen, ob bei einer
Stellenausschreibung tatsächlich nach einer geeigneten Alternative Ausschau ge
halten wird, oder ob mit dieser Ausschreibung wohl eher einer lästigen, formellen
Plicht genüge geleistet wird. Diese Zweifel nehmen umso deutlichere Konturen an,
je attraktiver die ausgeschrieben Position ist. Ist der Verdacht erst einmal da, dann
ist man auch schneli mit der Untersteilung dabei, daß die Alternative für diesen at
traktiven Posten bereits vor der Ausschreibung festgestanden habe.

Stelienausschreibungen soliten hingegen aiien Bewerberinnen und Bewerbern die
Überzeugung vermittein, daß es sich um ein offenes und objektives Verfahren han
delt. Viele Stellenausschreibungen haben heute den Charakter des Unverbindli
chen. Statt spezifiziert die charakteristischen Merkmaie einer Steiie herauszustel-
ien, sind die Beschreibungen entweder auf die Aiieskönnerin bzw. den Alleskönner
zugeschnitten, oder aber die Anforderungen an die erwarteten Fähigkeiten, Fertig
keiten und Kenntnisse sind so allgemein gehalten, daß sich nahezu jeder angespro
chen fühlen kann. Diese mangelnde Eindeutigkeit in der Beschreibungen der Anfor
derungsstruktur einer Stelle öffnet sachfremden Einflußnahmen Tür und Tor. In die-
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sem Sinne Ist die Forderung des LVR bei Ziffer 3.24 zu sehen, interessant und si
cherlich bedeutsam ist auch der Hinweis in Ziffer 3.25: Überali dort, wo auf den Ar
beitsplätzen soziale Kompetenz gefordert wird (und das sind viele Arbeitsplätze)
kann die Befähigung auch durch Tätigkeiten außerhalb der Venwaltung erworben
werden. Gelingt es, diesen Ansatz voranzutreiben, steht ein Wandel im Arbeitsklima
der Verwaltung an.

Allerdings ist die Stellenausschreibung erst der zweite Schritt. Der Ausschreibung
voraus geht die Stellenbildung. Gerade in bezug auf die Bildung von Teilzeitstellen
sind eine Reihe von personaipolitischen Weichenstellungen erforderlich. So wird in
Ziffer 3.23 gefordert, daß jede Stelle grundsätzlich von zwei Teilzeitkräften ausge
füllt werden kann. Mag dies bei Funktionen der unteren Sachbearbeitung unstrittig
sein, so wird Teilzeitarbeit bei leitenden Funktionen heute eher als unvereinbar mit
den Dienstablauf gesehen. Die Teilung eines Vollzeitarbeitsplatzes in zwei Teilzeit
plätze läßt eine Reihe von Möglichkeiten offen: So kann der Schnitt vertikal: z.B.
beide Teilzeitbeschäftigte nehmen das gesamte Aufgabenspektrum zu je 50 v.H.
wahr, oder horizontal: z.B. das Aufgabenspektrum wird auf die beiden Teiizeitkräfte
aufgeteilt, sodaß von etwa 8 Aufgaben jeder nur vier verschiedene Aufgaben wahr
nimmt, erfolgen. Die Teilung eines Vollzeitarbeitsplatzes in zwei Teiizeitarbeitsplät-
ze kann dazu führen, daß aus einem Arbeitsplatz der Vergütungsgruppe BAT IV ei
ne Teilzeitstelle BAT III und eine Teilzeitstelle BAT VI am Ende der Teilung steht.
Aber nicht nur die Bewertung ist tangiert: Es geht auch um organisationspolitische
Weichenstellungen: Die Teilungsphilosophie kann zu einem Mehr an Monotonie
und zu unvorteilhaften Spezialisierungen führen. Hier muß bereits im Vorfeld Vor
sorge zur Abwehr von Einseitigkeiten getroffen werden.

Aus frauenspezifischen Belangen kann es im Vorfeld einer Stellenausschreibung
auch angezeigt sein, daß es hier nicht zu Benachteiligungen kommt. Bereits heute
ist erkennbar, daß im sozialen Bereich das Aufgabenvoiumen konzentriert wird. Da
gerade in diesem Bereich der Frauenanteil besonders hoch ausfällt, sind verordne
te Stellenstreichungen besonders kritisch zu hinterfragen. Dies gilt insbesondere in
den Fällen, in denen neue Stellen mit der Auflage bewilligt werden, im entsprechen
dem Umfange an anderer Stelle Einsparungen vorzunehmen.

A. Frauenspezifische Aspekte der Steilenbiidung

Bezogen auf das Problemfeld der Stellenbildung sollten im Vorfeld einer Stellenaus
schreibung daher folgende Aspekte geprüft und berücksichtigt werden:
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1. Haben Sie die Begründungen von kw und ku Stellenvermerke auf frauenspezi-
fischie Belange hin geprüft?

2. Liegen kurz-, mittel- und langfristigen Steiienbedarfsplanungen differenziert
nach Statusgruppen und Funktionsebenen vor? Welche Entwicklungslinien sind
hieraus ableitbar?

3. Prüfen Sie die Stellenanforderungen der Ämter, Dezernate auf frauenspezifi
sche Belange hin.

4. Lassen sich zur Nachbesetzung anstehenden Vollzeitstelien in Teilzeitstellen
teilen?

5. Welche Teilungsgesichtspunkte (horizontaler bzw. vertikaler Schnitt) können
verfolgt werden?

6. Läßt sich die ausgeschriebene Vollzeitstelle in zwei gleichartige und gleichwerti
ge Teilzeitstelien aufgliedem?

7. Läßt sich die ausgeschriebene Vollzeitstelle in Teilzeitstellen unterschiedlicher
Art und Wertigkeit aufteilen?

8. Aus der Prüfung von 5 und 6 ergibt sich die Forderung, bei Teilbarkeit der Voll
zeitstelle den möglichen Rahmen abzustecken. In diesem Sinne heißt es gene
ralisierend in einer Leitlinie: „Es ist grundsätzlich darauf hinzuweisen, daß der zu
besetzende Dienstposten auch von zwei Teilzeitbeschäftigten ausgefüllt werden
kann."""^

9. Prüfen Sie die Automatisierungs- und Rationalisierungs maßnahmen auf frau
enspezifische Belange.

B. Frauenspezifische Aniiegen der Anforderungsanalyse

Grundlage der Stelienausschreibung ist eine Anforderungsanalyse. Nun ist es vor
stellbar, daß man das gleiche Ziel auf unterschiedlichen Wegen erreichen kann:
Man kann auf Einsicht bei der Führung bauen, man kann aber auch mit der „Brech
stange" arbeiten. Dahinter steht die Art und Weise, wie man mit Macht umgeht.

Die Einstellung zur Macht spiegelt sich daher im Führungsstil wider. Weitaus mehr
Männer als Frauen in Führungspositionen bevorzugen ein autokratisches Füh
rungsverhalten. Insbesondere Männer legen großn Wert auf Statussymbole und -

1) Vgl. hierzu die Leitlinie des Landschaftsverbandes.
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verhalten. Dagegen kommen die Teilnehmerinnen eines Frauen-Workshops zum
Thema ̂nforderungsprofile und Quaiifikationsmerkmale für den Aufstieg von Frau
en in Führungspositionen" zu folgenden geschlechtsspezifischen Nuanzierungen^';
„Es sollte klar sein, daß sich der Führungsstil einer Frau grundsätzlich von dem ei
nes Mannes unterscheidet. Der Unterschied wird durch die "soziale Qualifikation"

definiert. Sie hat folgende Elemente;

- Selbstbewußtsein als Frau

- nicht zu starke Anpassung

- Kooperationsbereitschaft

- Akzeptanz / Toleranz

- Verantwortungsbewußtsein

- Entscheidungsfreude

- eine ganzheitliche Betrachtung von betrieblichen Situationen und Ent
scheidungen

Eine weibliche Führungskraft ist einem Rolienkonflikt zwischen Frau und Chefin
ausgesetzt. Sie wird Entscheidungen im Spannungsfeld zwischen dem Harmonie
bedürfnis als Frau und dem Konfliktbewußtsein als Chefin fällen und vertreten müs

sen. Sie wird als Chefin größere Selbstkritik üben, einsamer sein und größere Ver
änderungsbereitschaft zeigen müssen."^^

Eine geschlechtsspezifische Differenzierung von Management- und Führungsei
genschaften, wie sie hier untersteilt wird, ist nicht unstrittig. So hält etwa der Perso
nalchef von IBM, Schneevoigt, scharf dagegen: „Man kann ein Unternehmen nicht
männlich oder weiblich führen, nur gut oder schlecht. Alles Gerede über weibliche
Management-Verhaltensweisen ist psychologisches Gerede von Personalverant
wortlichen, um rationale Gründe für die Berechtigung einer Frauenförderung zu fin-
den."®> .

Wie auch immer man zu geschiechtsspezifischen Unterschiederi stehen mag, ei
nes dürfte unstrittig sein: Es ist in unserer Gesellschaft bis hin zum Arbeitsbereich
ein Wertewandel erkennbar.

1) Zimmermann, G., Anforderungsprofile und Qualifikationsmerkmale für den Aufstieg von
Frauen in Führungspositonen in Wirtschaft und Verwaltung, Bericht über einen Works
hop, veranstaltet vom Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft e.V., Oktc-
ber 1989, S. 32.

2) Ebenda, S.35.
3) Zimmermann, G., aaO, S. 55.
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Daher müssen Untemehmen heute anders geführt werden. Die Zeit der Pioniere ist
vorbei. Der Ellenbogen-Manager hat auf weiten Feldem ausgedient. Harte Faktoren
finden Ergänzung durch weiche Managementfaktoren.

Dieser Trend konkretisiert sich heute auch im Zusammenhang mit dem Begriff der
Untemehmenskultur. So zeigen Analysen, daß erfolgreiche Untemehmen in einem
Punkt vergleichbare Züge aufweisen: Der Unternehmenserfolg wird im besonderen
Maße in Abhängigkeit von der Kultur des Unternehmens gesehen (= weiche Fakto
ren). Die einseitige Betonung und stringente Umsetzung rationaler Management
methoden und -Instrumente (=harte Faktoren), die auf ein lineares Ursache-Wir
kung-Denken basieren, verlieren zugunsten eines ganzheitlichen und vemetzten
Denkens an Gewicht.

Mehr denn je, sind die Unternehmen heute gefordert, partikuläres Denken zugun
sten eines ganzheitlichen Denkens zu überwinden. Das führt zu neuen Anforde
rungsstrukturen: „Weder die 'Schaffer' nach dem Kriege noch die 'Macher' in wirt
schaftlichen Wohistandszeiten werden die Inspiratoren und Animatoren, die Ideen
anreger und Interessenberater in den nächsten Jahren ersetzen können. Fachwis

sen und Wissenschaftlichkeit verleihen zwar nach wie vor Ersatz-Sicherheit: Intui

tion und Imaginationsfähigkeit aber sind die eigentlichen Auslöser für Innovationen
und Visionen einer Dienstleistungsgesellschaft."^^ Und für diese Entwicklung brin
gen Frauen gute Voraussetzungen mit.

Diese Neuorientierung, die Vester sehr anschaulich als Übergang vom technologi
schen hin zum kybemetischen Zeitalter beschreibt,^' führt weg von dem analyti
schen, abstrahierenden, partikularen und symptomorientierten Denken hin zu einer
ganzheitlichen Sicht, in der Intuition und Imaginationsfähigkeit gefragt sind. Dies
aber erfordert eine Persönlichkeitsstruktur, die frei von Einseitigkeiten ist und die ei
ne Symbiose zwischen Ratio und lntuition,zwischen linker und rechter Gehirnhälfte
anstrebt.

Wer die Anforderungsmerkmale definiert und bestimmt, sollte diesen Trend nicht
unbeachtet lassen.

Dem Anliegen der Anforderungsanalyse folgend, sind die folgenden Prüfschritte im
Vorfeld einer Stellenausschreibung zu nennen:

' 1) Zimmermann, G., Anforderungsprovile, aaO, S. 257
2) Vester, F., Neuland des Denkens. Vom technologischen zum kybernetischen Zeitalter,

München 1984.
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1. Liegt eine aktualisierte Steilenbeschreibung als Grundlage der Anforderungs
analyse vor?

2. Liegen Anforderungsmerkmale differenziert nach Kenntnissen, Fertigkeiten, Fä
higkeiten und Persöniichkeitsmerkmalen vor?

3. Sind die Anforderungsmerkmale eindeutig beschrieben, zueinander gewichtet
und mit einer Skala versehen?

4. Sind in dem Anforderungsprofil sow/ohl die Sach-, wie auch die Formalziele be
rücksichtigt worden?

5. Ist gesichert, daß die genannten Anforderungs- und Auswahlkriterien Frauen
nicht benachteiligen? (vgl. hierzu die Forderung der Gieichstellungsstelie Köln)

6. Führt die in der Ausschreibung vorgesehene Laufbahn zu einer Diskriminierung
anderer Qualifikationen?^^

7. Steht die in der Ausschreibung ausgewiesene Bewertung in einer angemesse
nen Relation zu den Anforderungen?

1) Die Verwaltung bevorzugt den Juristen. In diesem Sinne ist häufig auch von einem Juri
stenmonopol die Rede. Mitunter werden Stellen für Juristen vorgehalten, die auch von
Mitarbeiterinnen anderer Ausbildungsvorläufe durchaus wahrgenommen werden könn
ten. Der hier aufgezeigte Problembereich läßt sich auch auf die Statusgruppen der Beam
ten und Angestellten übertragen.
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7.4.3 Besetzung von Stellen aus der Sicht der Frauenförderung

1. Grundsatz (Stadt Köln)

Alle Tätigkeitsfelder bei der Stadt Köln sind sowohi für Männer als
auch für Frauen offen, sofern dem keine rechtlichen Bestimmungen
entgegenstehen.
Oberster Grundsatz bei der Besetzung von Stelien in der Stadt Köln
und den städtischen Eigenbetrieben sowie den Beteiligungsgeseil-
schaften, ist das Leistungsprinzip, unabhängig vom Geschlecht.
D.h., daß an Eignung, Befähigung und fachliche Leistung von Män
nern und Frauen die gleichen Maßstäbe angelegt werden müssen.

Unter dieser Prämisse soll der Frauenförderungsplan der Stadt Köln
bewirken, daß die durch Benachteiiigung von Frauen entstandenen
Strukturen in aiien Berufsgruppen und auf aiien Laufbahnen so
schneli wie mögiich und konsequent niveiliert werden

2. Einstellungen (Stadt Köln)

a) Auswahiverfahren
Unter Berücksichtigung von il.1 soiien Auswahiverfahren nach Stel-
ienausschreibungen so gestaltet werden, daß die Geschiechter ent
sprechend ihrem Anteii an den Bewerbungen in der engeren Wahl
vertreten sind, wobei beide Geschiechter mindestens einen Vertreter

stelien.

b) Bevorzugung
Unter Beachtung des Grundsatzes von li.1 werden Frauen bevor
zugt, wenn auf vergleichbarer Ebene des entsprechenden Tätigkeits
gebietes weniger Frauen als Männer beschäftigt sind.

c) Einrichtung von Auswahikomissionen
Der Oberstadtdirektor wird aufgefordert, bei Einrichtung von Aus
wahlkommissionen die Frauengleichsteiiungsstelie zu beteiligen.

2.1 Ausbildung im gewerblich-technischen Bereich

Das tradierte Rolienmuster wird besonders bei der Ausbildung in ge
werblich-technischen Berufen deutlich. Hier muß deshalb eine be

sonders intensive Förderung ansetzen. Für Mädchen soll in den ein
zelnen Ausbiidungsberufen im gewerblich-technischen Bereich in ei
nem Zeitraum von 5 Jahren, falls die notwendige Anzahl qualifizierter
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Bewerbungen vorliegt, eine Ausbiidungsquote von 50 % stufenweise
erreicht werden.

Zur Verbesserung von informationen über gewerblich-technische Be
rufsfelder und zur Vermittlung praktischer Fertigkeiten sind
a) verstärkt Hospitanzen für Mädchen anzubieten und
b) ab Schuljahr 1986/87 soll bei Schulpraktika eine Quote von 50 %
für Mädchen in gewerblich-technischen Berufen angestrebt werden.
Die Schulen sollen frühzeitig darauf aufmerksam gemacht werden.

2.2 Weiterbeschäftigung im gewerblich-technischen Bereich

Bei der Weiterbeschäftigung nach der Ausbildung ist analog dem
Punkt 2.1 zu verfahren.

2.3 Begleitende Maßnahmen

Für Frauen und Männer, die in untypischen Bereichen ausgebildet
werden bzw. beschäftigt sind, sind Fortbildungsangebote zu entwik-
keln.

2.4 Es ist darauf hinzuweisen, daß diese Maßnahmen auch bei
den von der Stadt Köln spitzenfinanzierten außerbetrieblichen
Ausbildungsplätzen zum Tragen kommen.

4. Stellenbesetzung (Landschaftsverband)

41. Steiienbesetzungsverfahren

Gibt es bei einem Stellenbesetzungsverfahren mehrere Bewerber
und Bewerberinnen, finden Vorsteliungsgespräche statt. Dabei ist
anzustreben, daß die Verwaltung paritätisch durch Männer und Frau
en vertreten ist.

4.2 Teiizeitbeschäftigung, Unterbrechungen

Bisherige Teilzeitbeschäftigung darf in keinem Fall zum Nachteil der
Bewerber und Bewerberinnen gewertet werden. Länger als ein Jahr
zurückliegende Zeiten einer familiär bedingten Unterbrechung (z.B.
Betreuung von Kindern oder pflegebedürftiger Angehöriger) dürfen
nicht zum Nachteil der Bewerber und Bewerberinnen gewertet wer

den.
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4.3 Verfahren bei gleicher Qualifikation der Bewerber

4.31 In den Bereichen, Berufen und Funktionen, In denen Frauen

unterrepräsentiert sind, werden sie bei gleichwertiger Qualifi
kation bei der Besetzung von Stellen besonders berücksich
tigt, bis die Unterrepräsentation abgebaut Ist, sofern nicht spe-
zlalgesetzllche Regelungen (z.B. des Schwerbehinderten
rechtes) zum Tragen kommen bzw. In der Person eines gleich
qualifizierten Bewerbers Gründe liegen, die besonders
schwerwiegend sind und In der Abwägung mit dem aus dem
Grundgesetz abgeleiteten Ziel der Gleichstellung von Mann
und Frau üben/vlegen.

4.32 Die einzelnen Kriterien, aus denen sich nach Art. 33 Abs. 2 GG

die Qualifikation ergibt, können bei den im Wettbewerb ste
henden Bewerberinnen und Bewerbern unterschiedlich aus

geprägt sein.

4.33 Eine gleiche Qualifikation Hegt dann vor, wenn die Summie
rung der Elemente EIgnung-Befählgung-fachllche Leistung zu
einem übereinstimmenden Ergebnis führt, auch wenn die ein
zelnen Faktoren unterschiedlich zu beurteilen sind.

4.34 Bei ansonsten gleicher Qualifikation für Leltungs- und Füh
rungsaufgaben können Engagement oder Sensibilität für den
Themenbereich der Gleichstellung von Frau und Mann aus
schlaggebend sein.

4.4 Sollte es zwischen den für die Personalentscheidung zustän
digen Stellen und der Gleichstellungsstelle zu unterschiedli
chen Auffassungen über eine Stellenbesetzung kommen, Ist
dem Landesdirektor/ der Landesdirektorin persönlich oder sei
nem Vertreter/ seiner Vertreterin Im Amt zu berichten.

4.5 Die Bereiche, Berufe und Funktionen, In denen Frauen unter
repräsentiert sind, werden vom Landesdirektor/ der Landesdi
rektorin nach einer IST-Analyse festgelegt und jährlich, geglie
dert nach Lohn-, Gehalts- und Besoldungsgruppe, fortge
schrieben. Diese Ist dem Personalausschuß vorzulegen. Es Ist
eine Bewerberstatistik zu führen.
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Folgt man den Leitlinien, dann gilt es, einen Nachholbedarf durch vermehrte Ein
stellungen von Frauen zu decken. Dies setzt voraus, daß auch hinreichend viele
Frauen für Venvendungen des öffentlichen Dienstes interessiert werden können.
Nur dann wird sich auf lange Sicht eine paritätische Besetzung der Funktionen er
zielen lassen.

Über die Rekrutierungspraxis von Bund, Ländern und Gemeinden nach ge-
schiechtsspezifischen Merkmaien liegen eine Reihe von Statistiken vor. Mit diesen
Statistiken wird eine erste Zieikontroiie möglich.

So werden beispielsweise auf Grund der Richtlinien zur beruflichen Förderung von
Frauen in der Bundesverwaitung vom 24.2.1986 seit 1986 „Bewerberstatistiken"
geführt, aus denen hervorgeht, wie hoch der Anteil von Frauen an den Bewerbun
gen und den Neueingesteiiten ist."^^

So belleten sich beispielsweise zwischen 1984 und 1985 die Neuzugänge bezogen
auf die Beamten und Angestellten in der Bundesverwaltung auf 9.423. Anteilig ent
fielen dabei auf Männer 5.104 Einstellungen, auf Frauen 4.319. Das entspricht ei
nem Verhältnis von 54,2 v.H. Männern zu 45,8 v.H. Frauen. Bei diesem Zahlenver
hältnis läßt sich eine paritätische Besetzung der Funktionen mit Männer und Frauen
in der Bundesverwaltung nicht erzielen.

Schlüsselt man diese Gesamtzahl nach den Statusgruppen der Beamten und An
gestellten auf, dann relativieren sich diese Zahlen um eine weitere, weniger erfreuli
che Nuance:

Neuzugänge im Jahre 1984/1985
Beamte/Richter: 3.610 davon 3.026 Männer, davon 584 Frauen
Angestellte: 5.813 davon 2.078 Männer, davon 3.735 Frauen
Arbeiter: 6.375 davon 5.266 Männer, davon 1.735 Frauen

Differenziert man das Zahlenmaterial noch eine Stufe weiter nach Laufbahngrup
pen, dann konturiert sich in krasser Deutlichkeit das bereits wohlbekannte Problem:
Der Anteil der Frauen sinkt mit steigender Attraktivität der Position. Das gilt bezogen
auf den Status (Beamte, Angestellte, Arbeiter), es gilt auch innerhalb des Laufbahn-
gruppengefüges, vom einfachen bis hin zum höheren Dienst, sowie innerhalb der
Laufbahngruppen von den Eingangs- über die Beförderungsämter bis hin zu den
Spitzenämtem:

1) BT-Drucks.11/2270vom 17.9.1986.
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Neueinstellungen Bundesverwaltung
verteilt auf die Laufbahngruppen
differenziert nach Geschlecht

Beamte Angestellte

Männer Frauen Männer Frauen

einfacher Dienst 97,4 2,6 23,1 76,9

mittlerer Dienst 92,8 7,2 33,4 66,6

gehobener Dienst 63,2 36,8 66,9 33,1

höherer Dienst 88,0 12,0 76,3 23,7

Differenziert man die Gesamtzahien nach Funktionsbereichen, dann zeigen sich
weitere Unebenheiten: So waren bei den 3.788 Einsteliungen für gewerbiich-techni-
sche Ausbiidungsberufe (1986) nur 206 Frauen (Einsteilungsquote 5,5 %) zu fin
den. Eingesteilt wurden somit anteiiig 94,5 % männlicher Bewerber. Setzt man aber
diese Zahl in Reiation zur Bewerberzahi von 25.216 (24.030 Männer, 1.186 Frau
en), dann zeigt sich trotz eines an sich insgesamt ungünstigen Zahienbildes, daß
Frauen in den technischen Berufen höhere Chancen auf Einsteilung hatten, als ihre
männlichen Kollegen (Anteil der Frauen an den Bewerbungen 4,7 % , 5,4 % Anteil
an den Einstellungen).

A. Checkliste im Vorfeld der Personalauswahl (konzeptionelle Vorbereitung)

Zu unterscheiden ist zwischen der Vorbereitungsphase und Durchführungsphase:
In der Vorbereitungsphase der Personalauswahi werden die konzeptionellen und
instrumentelien Voraussetzungen geschaffen, um geeignetes Personal auswählen
zu können. Die Prüfschritte der Durchführungsphase konzentrieren sich dagegen
auf die praktische Umsetzung dieser Vorgaben und Instrumente. Hier wird geprüft,
ob und ggf. wie die getroffenen Annahmen realisiert werden können.

1. Liegen operatlonalisierte Qutenziele für die einzelnen Funktionsberei
che (z.B. Laufbahngruppen, Laufbahnen) differenziert nach kurz-, mit
telfristige und langfristige Zielsetzung vor?

2. Basiert die Zielsetzung auf einer abgesicherten Marktanalyse ?

3. Sind Maßnahmen veranlaßt worden, um auf das Bewerberinnenauf
kommen einzuwirken?
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4. Stehen die Auswahlgesichtspunkte und Auswahlkriterien in Uberein
stimmung mit der Verwaltungskonzeption und dem Leitbild der Verwal
tung sowie der Verwaitungskuitur (z.B. soziale Kompetenz, kooperati
ves Verhalten, Einstellung zur Frauenförderung)?

5. Ist bei der Besetzung der Auswähikommissionen dafür Sorge getragen
worden, daß Frauen angemessen in dem Entscheidungsgremium zu
Wort kommen können?

6. Werden die t^itglieder der Auswahlteams angemessen auf diese sen
sible Aufgabe vorbereitet? Gibt es für diese Aufgabe ein definiertes
Anforderungsprofil?

7. Stehen für die Besetzung der Auswahlteams hinreichend qualifizierte
Frauen zur Verfügung?

8. Wie können Frauen für Tätigkeiten in den Auswahlkommissionen qua
lifiziert, motiviert und zur Mitarbeit gewonnen werden?

B. Checkliste zur Stellennachbesetzung und Personalauswahl (Durchfüh
rungsphase)

Die Personalauswahl ist heute In der öffentlichen Venwaltung noch an vielen Stellen
zu verbessern. Insbesondere das Bewerberinnen-Interview kann deutlich durch ein

Mehr an Systematisierung konkretisiert werden. Besondere Aufmerksamkeit sollte
man In jedem Fall den neueren Entwicklungen zukommen lassen. Dabei können
die Erfahrungen der Assessment-Center-Verfahren sicherlich hi|freich sein. Auch
wenn dieser Verfahrensaufwahd nur in wenigen Fällen (etwa im Führungsbereich)
derzeit machbar erscheint, so sind doch eine Reihe von erprobten Verfahrensschrit
ten, die aus der Anwendung dieses Verfahrens resultieren, durchaus mit Gewinn in
die Bewerberauswahl zu integrieren.

Folgende Prüfschritte bieten sich zu diesem Komplex an:

1. Stehen die Auswahlmittel (biographische Analyse, Bewerberinterview,
etc.) in einem erkennbaren Zusammenhang zu den in dem Anforde-
rungsprofii ausgewiesenen Merkmalen?

2. Ist sichergestellt, daß jedes im Anforderungsprofii genannte Merkmal
durch einen geeigneten Auswahlschritt festgestellt bzw. gemessen
werden kann?
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3. Sind geeignete Vorkehrungen getroffen worden, damit besonders reler
vante Anforderungsmerkmale mehrfach eingeschätzt werden können,
um auf diese Weise zufällige Verzerrungen einzukreisen bzw. auszu
schließen?

4. Führen die Verfahren zu einer Benachteiligung der Frauen? insbeson
dere im Bewerberinnen-Interview ist darauf zu achten, daß die Fragen
fair gestellt und fair ausgewertet und interpretiert werden.

5. Sind die in den psychologischen Verfahren verwandten Kriterien valide
(als Prognosemerkmai geeignet) und bezogen auf die Aufgabenstruk
tur plausibel? Gibt es Vaiiditätsstudien?

6. Werden die angewandten Auswahlmittei in vernünftigen Abständen
überprüft?

7. ist das Auswahiverfahren systematisch von der Vorauswahl bis hin zur
Test- und Interview-Phase aufgebaut? Stehen „gesunder tJienschen-
verstand" und wissenschaftliche Absicherung des Verfahrens in einem
ausgewogenen Verhältnis?

7.4.4 Personalverwendung, Beförderung und Höhergruppierung

3. Beförderung und Höhergruppierung (Stadt Köln)

Der Oberstadtdirektor und die Vorstände der Beteiligungsgesell
schaften werden aufgefordert, die leitenden Mitarbeiter/innen anzu
halten, in ihren Bereichen Frauen zur Bewerbung um höherwertige
Funktionen zu motivieren.

Um die Chancengleichheit bei der Übernahme höherwertiger Tätig
keiten sicherzustellen, wird die Verwaltung aufgefordert, alle Beför
derungsstellen intern auszuschreiben und ein Auswahlverfahren zu
entwickeln, das eine möglichst objektive Beurteilung von Eignung,
Befähigung und fachlicher Leistung sicherstellt.

Unter Beachtung des Grundsatzes von 11.1 werden Frauen bei der
Besetzung höhenvertiger Stellen bevorzugt, wenn sie in der entspre
chenden Dienststelle in der jeweils zu besetzenden Funktion unterre
präsentiert sind (gemessen am Anteil von Frauen der darunter lie
genden Besoldungs- oder Vergütungsgruppe).
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Bei der Besetzung von Dienststellenleltungen Ist vom Anteil von
Frauen In der jeweiligen Laufbahn Innerhalb der Gesamtverwaltung
auszugehen.

Der Oberstadtdirektor wird aufgefordert, das Ergebnis nach drei Jah
ren zu überprüfen und dem Rat mitzuteilen.

5. Beruf lieber Aufstieg (Landschaftsverband)

5.1 Grundsatz

Soweit bei der Veränderung von Organlsatlons- und Arbeitsvertel-
lungsplänen Chancen für Beförderungen und Höhergruppierungen
entstehen, haben diese gleichermaßen Frauen und Männern offen
zu stehen.

5.2 Verfahren bei gleicher Qualifikation

Bei der Vergabe von Stellenhebungsmögllchkelten werden Frauen
bei gleichwertiger Qualifikation solange besonders berücksichtigt, bis
In der Jeweiligen Besoldungsgruppe Parität erreicht Ist, sofem nicht
spezialgesetzliche Regelungen (z.B. des Schwerbehlndertenreoh-
tes) zum Tragen kommen bzw. In der Person eines/ einer gleich qua
lifizierten Mitarbeiters/ Mitarbeiterin Gründe liegen, die besonders
schwerwiegend sind und In der Abwägung mit dem Grundgesetz ab
geleiteten Ziel der Gleichstellung von Frau und Mann überwiegen.

53. Erfordemlsse bei der Stellenbewertung

5.31 Der Gleichstellungsstelle Ist auf Anfrage die Möglichkeit zu ge
ben, an Bewertungen von Dienstposten und Arbeltsplätzen
teilzunehmen.

5.32 Der LVR setzt sich Im Rahmen seiner Möglichkelten für eine
Überprüfung und ggf. Korrektur des Tarifgefüges unter dem
Gesichtspunkt ein, daß traditionell von Frauen ausgeübte Tä
tigkelten aus dem sozialen, pflegerischen, assistierenden und
hauswirtschaftlichen Bereich unbegründet niedriger bewertet
werden als traditionell von Männern ausgeführte Tätigkeiten.
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5.4 Änderungen bzw. Ergänzungen zum Tarifrecht

Um vorhandene Benachteiligungen aufgrund der Wahmehmung fa
miliärer Aufgaben (z.B. Betreuung von Kindem oder pflegebedürfti
ger Angehöriger) aufzuheben, setzt sich der LVR im Rahmen seiner
Möglichkeiten für eine Änderung bzw. Ergänzung der beamten- und
tarifrechtlichen Regelungen im Sinne der folgenden Zielsetzungen
ein:

- Zeiten einer Beurlaubung aus familiären Gründen werden bis zu
neun Jahren auf die Dienst - und Beschäftigungszeiten angerech
net.

- Zeiten einer Beurlaubung aus familiären Gründen dürfen sich nicht
negativ auf das Dienstalter auswirken.

- Bewährungszeiten vor einer Beurlaubung aus familiären Gründen
sind in jedem Fall anzurechnen.

- Teilzeitbeschäftigung darf sich nicht verlängernd auf die Bewäh
rungszeiten auswirken.

- Analog zu § 6 Abs. 4 des Gesetzes über den Schutz des Arbeits
platzes bei der Einberufung zum Wehrdienst wird während der
Zeit, um die sich die Einstufung in eine höhere Lohn- oder Vergü
tungsgruppe durch eine Beurlaubung aus familiären Gründen ver
zögert, eine Zulage gezahlt in Höhe des Unterschiedsbetrages
zwischen dem derzeitigem Arbeitsentgelt und dem Arbeitsentgelt,
das bei der Einstufung in die höhere Lohn- oder Vergütungsgruppe
zustehen würde.

Die Entwicklung von Mitarbeiterinnen für höhere Tätigkeiten in einer Organisation
ist abhängig von Maßnahmen einer Qualifizierung am Arbeitsplatz (on-the-job-Maß-
nahmen) durch einen systematischen Wechsel von Aufgabenbereichen und von
Fortbildungsmaßnahmen (on the-job-Maßnahmen).

Die Qualifizierung am Arbeitsplatz ist unter verschiedenen Aspekten zu sehen. Zum
einen geht es um.die Tätigkeit am Arbeitsplatz. Hier zeigt sich, daß es Arbeitsplätze
gibt, die ein breites Fähigkeitsspektrum ansprechen. Andere Arbeitsplätze dagegen
führen hin zu Monotonie und behindern eine persönliche Entwicklung.
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A. Die Fiktion der gleichen Befähigung bei Beförderungsentscheidungen

Mag man bei der Rekrutierung von Nachwuchskräften noch von einer gleichen bzw.
vergleichbaren Qualifikation sprechen können, so stellt sich aus der Sicht einer ab
gesicherten Personalentwicklungskonzeption diese Annahme als eine Fiktion her
aus: Nach einigen Jahren Berufserfahrung kann es aufgrund der individuellen Ent
wicklungsabfolge eine gleiche bzw. vergleichbare Qualifikation nicht mehr geben.

Auf Qualifikationen kann und sollte systematisch im Rahmen einer durchdachten
Verwendungsplanung eingewirkt werden. Nicht ohne Grund rechnet die Wirtschaft
bei der Qualifizierung von Nachwuchskräften für Führungspositionen in weitrei
chenden Zeiträumen. In der Verwaltung steht hierfür der Begriff des Verwendungs-
zyklusses.

Unter einem Venwendungszyklus versteht man die systematische Abfolge von Um
setzungen und Versetzungen mit dem Ziel, vorhandene Qualifikationen zu erhalten
sowie vorhandene Mitarbeiterpotentiale zu entwickeln und zu fördern.

Diese Qualifizierung ist sowohl am Arbeitsplatz wie auch im Rahmen von Fortbil
dungsmaßnahmen außerhalb des Arbeitsplatzes möglich. Das systematische Zu
sammenspiel von Maßnahmen on und off the job ist entscheidend für die spätere
Qualifizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Die im Verwendungszyklus vorgegebenen Qualifizierungswege entscheiden letzt
endlich über die individuelle Eignung, Befähigung und fachliche Leistung eines Mit
arbeiters bzw. einer Mitarbeiterin. Hier werden die Weichen für die Beförderungs
bzw. Höhergruppierungsentscheidungen gestellt.

Es ist möglich, Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen durch gezielte Verwendungsabfol
gen im besonderen Maße zu qualifizieren. Ebenso sind Fälle durchaus denkbar,in
denen erfreuliche Potentiale in einer beruflichen Sackgasse verkümmern. Häufig
genannt und als ein besonderes Problem erkannt ist in diesem Zusammenhang der
Schreibdienst in den Verwaltungen. Während in der Wirtschaft hier bereits einige
bemerkenswerte Modelle erprobt und auf breiter Ebene inzwischen praktiziert wer
den, scheint in der öffentlichen Verwaltung auf diesem Gestaltungsfeld noch ein
großer Handlungsbedarf zu bestehen; „ Es sollte modellhaft erprobt werden, wie die
Arbeitsorganisation so verändert werden kann,daß qualifizierte und verantwor
tungsvollere Arbeitsplätze für die Schreibdienst - Mitarbeiterinnen geschaffen wer
den können."^' Neben den organisatorischen Voraussetzungen wird diese Heraus
forderung auch über eine gezielte Venwendungsabfolge angegangen.

1) Bericht der Gleichstellungsbeauftragten NRW, aaO, S.26.
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Eignung, Leistung und fachliche Befähigung eines Mitarbeiters bzw. einer Mitarbei
terin sind somit nicht nur unter statischen Gesichtspunkten zu sehen, sondern im
dynamischen Ablauf, d.h. in der Auseinandersetzung mit den Anforderungen des
Arbeitsfeldes, zu bewerten: Das Angebot der Personalabteilung zur Entfaltung vor
handener Potentiale muß sich somit an alle potentiell Geeigneten richten.

Aus der Sicht der Chancengleichheit sind hierbei zwei Problemfelder, die für die
Qualifizierung der Mitarbeiter/-innen zeichnen, von besonderer Relevanz: Die indi
viduelle Werdegangs- bzw. Ven/vendungsplanung ist abhängig von

a. dem Angebot der Personalabteilung

b. der Bereitschaft der Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter, diesem An
gebot zu folgen.

Nicht jeden bzw. jede erreicht das Angebot der Personalabteilung im gleichen
Maße, auch dann nicht, wenn es von der Sache und den individuellen Vorausset
zungen und Qualifikationen her gesehen geboten wäre.

In diesem Sinne stellt die Landesbeauftragte für die Gleichstellung von Frau und
Mann fest, daß eine Diskriminierung nur dann verändert werden kann, wenn

- „ mehr Angebote zur Information und Beratung von Frauen über die Möglichkei
ten und Bedingungen eines beruflichen Aufstiegs geschaffen werden;

- die Normen, Kriterien und Bedingungen verändert werden, die immer noch die
ungleichen Chancen bei der Berufs- und Karriereentwicklung verursachen,

- die Kinderbetreuungs- und Famiiienaufgaben noch besser laufbahnrechtiich be
rücksichtigt werden;

- diejenigen, die über Beförderungen und Höhergruppierungen entscheiden, bes
ser über vorhandene Diskriminierungen aufgeklärt werden;

- eine Regelung für den beruflichen Aufstieg in das Frauenförderungskonzept auf
genommen wird, die sich an der ieistungsbezogenen Quotierungsregeiung orien
tiert;

- die Information über die Berufs- und Aufstiegsveriäufe von Frauen im Vergleich
zu Männem in den verschiedenen Beschäftigungsbereichen besser werden."^^

B. Qualifizierung und Aufgabenstruktur

Frauen sind häufig in Tätigkeitsbereichen tätig, d|e in eine berufliche Sackgasse
führen. Statt zu qualifizieren, führen diese Tätigkeiten langfristig zu einer Abquaiifi-
zierung.

1) Bericht der Gleichstellungsbeauftragten NRW, aaO, S. 22.
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Um entsprechenden Fehlentwicklungen entgegenzuwirken, iassen sich einige An
regungen abieiten:

1. In welchen Berelchen der Verwaltung führt die Organisationsstruktur
zu einer Dequalifizierung der Beschäftigten?

2. Welche organisatorischen t^aßnahmen sind möglich, um diese Ver
wendungsstrukturen zu verbessern?

3. In welchen Bereichen sind kompensatorische t^/iaßnahmen (z.B. job
rotation) sinnvoll und praktikabel, um Monotonie und Dequaiifikation
entgegenzuwirken ?

4. Weiche Möglichkeiten einer seibstverantwortlichen Reguiierung las
sen sich im Hinbiick auf einen systematischen Aufgabenwechsel mit
einer anspruchvolieren Tätigkeitsstruktur realisieren?

C. Werdegangsabfolge

Überali dort, wo organisatorische Hemmnisse einem breiten Tatigkeitsspektrum
entgegenstehen, muß kompensatorisch auf das Instrument der job rotation zurück
gegriffen werden. Denn wer rastet, der rostet. Und da jede Tätigkeit auf Dauer zu ei
ner lähmenden Routine wird, ist es wichtig, diesem Abnutzungseffekt mit einer
wohldurchdachten Abfolge von Verwendungen zu begegnen. Dabei sollte man
möglichst auf Vordenker, die sagen, wann es Zeit zum Wechsel der Tätigkeit ist,
verzichten und statt dessen auf die Dynamik des Arbeitsteams setzen.

Hieraus leiten sich einige Aufgabenschwerpunkte ab:

1. Sind die zeitlichen (Stehzeit in einem Funktionsbereich), regionalen
(horizontale Mobilität) sozialen (teamorientierte Mobilität) Vorgaben
zur Entwickiung von Führungspotentialen in sich schiüssig und auf die
Altersschichtung und Ämterstruktur der Bezugsgruppe abgestimmt?

2. Gibt es in sich schiüssige Programme zur Heranführung des Füh
rungsnachwuchses an leitende Aufgaben (z.B. trainee-Programme)?

3. Wie werden Führungspotentiaie identifiziert und weiche Programme
stehen zur Verfügung, um diese Potentiaie zu entwickeln?

4. Welche Hindernisse für eine gezielte Frauenförderung ergeben sich
aus den unter Ziffer 1 bis 3 genannten Aspekten
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5. Auf welche Weise können frauenspezifische Hindernisse in der Wer-
degangsgestaitung, die durch Teiizeitarbeit, Beuriaubung sowie die
Einbindung in die Rolle als fJiutter entstehen, kompensiert werden?

6. Stehen formaie Reihungssysteme (z.B. ADA-System, Förderkiassen-
system) als Hilfsmittel für Beförderungsentscheidungen zur Verfü
gung? Ist die Auswahi und Gewichtung der Merkmale geschlechtsneu
tral?

7. Ist die Beförderungskonzeption auf die Gegebenheiten der Aiters-
schichtung und Ämterstruktur zugeschnitten? Weiche Gewichtung
kommt der Anciennität bei Beförderungsentscheidungen zu?
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7.4.5 Fortbildungsmanagement unter besonderer Berücksichtigung der
Frauenförderung

III. FortblldungsmaBnahmen (Stadt Köln)

1. In die zentralen Fortbildungsangebote wird das Thema
„Gleichstellung der Frau im Beruf einbezogen. Insbesondere
Fortblldungsveranstaltungen, die gezielt auf die Übernahme
von Vorgesetztenpositionen vorbereiten, werden um das Pro
blembewußtsein fördemde Lehrinhalte erweitert.

2. Bei Fortblldungsveranstaltungen für die Vorgesetzten- und
Meisterebene im gewerblichen Bereich ist ein gesonderter
Fortbildungsabschnitt mit dem Thema „Frauen in gewerblich
technischen Berufen" einzurichten.

3. Es sollen geeignete Maßnahmen ergriffen werden, um Frauen
zu motivieren, an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen teilzu
nehmen.

Es ist darauf hinzuwirken, daß Fortbildungsangebote in frauen-
untypischen Bereichen möglichst zur Hälfte mit Frauen besetzt
werden.

4. Es werden Fort- und Weiterbildungsaktivitäten für Beschäftigte
der unteren Einkommensklassen angeboten, in denen nach
weisbare berufliche Qualifikationen erworben werden, wenn

die persönlichen Eingangsvoraussetzungen gegeben sind.

5. Es sind darüber hinaus Konzepte zu entwickeln, daß unge
lernte weibliche Beschäftigte in die bestehenden Ausbildungs
gänge einbezogen werden können.

6. Der Oberstadtdirektor wird aufgefordert, Dozent(innen)stellen
(auslaufende und neue Verträge) im Fortbildungsbereich und
in der Verwaltungsschule unter Beachtung des Grundsatzes
von 11.1 so lange mit Frauen zu besetzen, bis zur Hälfte Frauen
unterrichten.

7. Versuchsweise für ein Jahr sollen Fortblldungsveranstaltun
gen für Frauen angeboten werden, die Führungspositionen
übemehmen wollen.
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8. Bei Fortblldungsveranstaltungen sollen bei Bedarf Kinderbe
treuungsangebote geschaffen werden.

9. Fortblldungsmaßnahmen sind unentgeltlich anzubieten.

10. Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die Ihre berufliche Tätigkeit
aus Gründen der Kindererziehung unterbrochen haben, sind
zur beabsichtigten Wiedereingliederung sowie zur Erhaltung
Ihrer Aufstiegschancen fördernde Fort- und Weiterbildungsver
anstaltungen während der Berufsunterbrechung anzubieten,
soweit dem keine rechtlichen Gründe entgegenstehen. Die In
formationen über diese Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen
sind allen beurlaubten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zuzu

stellen.

6. Fort- und Weiterbildung (Landschaftsverband)

6.1 Programme

Bei der Gestaltung der Fortbildungsprogramme Ist das Thema;
„Gleichstellung von Frau und Mann" In Fortbildungsmaßnahmen zu
Integrieren. Dies gilt vor allem für Veranstaltungen, die sich an Vorge
setzte In allen Berelchen, an Beschäftigte Im Organlsatlons- und Per
sonalberelch und an Personalräte richten, sowie Veranstaltungen,
die auf die Übernahme von Vorgesetztenfunktionen vorbereiten sol
len.

Entsprechende Konzepte sind unter Beteiligung der Gleichstellungs
stelle zu entwickeln.

In allen Ausbllderfortblldungen Ist das Thema „Gleichstellung von
Frau und Mann" elnzubeziehen.

Auf Vorschlag der Gleichstellungsstelle sind Seminare für Frauen an
zubieten, um frauenspezifische Themen aufarbeiten zu können.

6.2 Fortbildungspersonal

Bei der Benennung von Ausbildern, Ausbilderinnen und Ausbildungs
beauftragten wird Parität von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ange
strebt. Dies gilt auch für die Auswahl von Referenten und Referentin
nen In der Fortbildung.
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6.3 Ausschreibung der Fortblidungsangebote

Fortbildungsangebote werden so ausgeschrieben, daß aile in Frage
kommenden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen rechtzeitig informiert
sind. Vorgesetzte haben die Fort- und Weiterbildungsbemühungen
gleichermaßen von Frauen und Männern zu unterstützen.

6.4 Fortbildung im Erziehungsurlaub oder bei Beurlaubung aus fa
miliären Gründen

6.41 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die in Erziehungsurlaub
oder aus familiären Gründen (z.B. Betreuung von Kindern oder
pflegebedürftiger Angehöriger) beurlaubt sind, wird während
dieser Zeiten die Möglichkeit geboten, ihre berufliche Qualifi
kation zu erhalten und zu verbessem.

Diese Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben die Möglichkeit,
an Fortbildungsveranstaitungen teilzunehmen; sie sind über
das Fortbiidungsangebot zu informieren. Auch für sie sind
Fortbildungsveranstaitungen dienstliche Veranstaltungen Im
Sinne des Dienstunfaiirechts (bzw. bei Arbeitsunfällen).

Es werden Fortbildungsveranstaitungen angeboten, durch die
die berufliche Wiedereingliederung von Beurlaubten unter
stützt wird.

6.42 Die Teilnahme dieser Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an den
genannten Fortbildungsmaßnahmen wird unter den Vorbehalt
der jeweils für aile Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gültigen
Bleibeverpflichtung gestellt.

6.43 Durch organisatorische Vorkehrungen und zeitliche Gestal
tung ist Beschäftigten mit Kindern und insbesondere Teilzeit
beschäftigten und Beurlaubten die Teilnahme zu erleichtern.

Zusätzliche Kosten für die Kinderbetreuung während der Teil
nahme an einer Fortbildung werden übernommen, soweit die
se Kosten für den Teilnehmer oder die Teilnehmerin eine be
sondere Härte bedeuten.
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6.5 Regelung für Teilzeitbeschäfägte

Teilzeitbeschäftigten ist bei der Teiinahme an ganztägigen Fortbii-
dungen ein Ausgleich im Rahmen der geltenden Arbeitszeit oder
durch Entgelt zu gewähren. Der LVR setzt sich im Rahmen seiner
Möglichkeiten für eine Änderung des 34 BAT ein, der einem Aus-
gieich in Freizeit über die gleitende Arbeitszeit hinaus entgegensteht.

6.6 Fortbildungsangebot für li^ltarbelterlnnen In den untersten
Lohn- und Gehaltsgruppen

Für Mitarbeiterinnen in den untersten Lohn- und Gehaltsgruppen, in
denen Frauen traditionell überrepräsentiert sind, werden spezieile
Fortbildungsmaßnahmen angeboten, um ihre berufliche Quaiifikation
zu verbessem und ihnen Umstiege zu ermögiichen. Diese seilen und
können jedoch bestehende Aus- und Fortbildungsabschlüsse nicht
ersetzen.

A. Checkliste für die Organisation der dienstiichen Fortbildung

Durch Fortbildungsmaßnahmen können Mitarbeiterinnen im Vorfeid einer Personal
maßnahme auf eine neue Funktion vorbereitet werden. Dies giit sowohi für horizon
tale (z.B. Umsetzungen, Versetzungen) als auch für vertikale Maßnahmen. Insbe
sondere für Führungsfunktionen seilte das erforderliche Wissen bereits im Vorfeld
vermittelt werden.

Aus diesen Überlegungen lassen sich folgende Prüfschritte ableiten:.

1. Welche allgemeinen und fachübergreifenden Inhalte der Aus- und
Fortbildung sind für den Adressatenkreis „Führungskräfte" sinnvoll, um
auf ein größeres Verständnis bei der „Gleichstellung der Frau im Be
ruf" hinzuwirken?

2. Für welche Funktlons- und Aufgabenbereiche zeichnet sich ein zu
sätzlicher Quallfikatlonsbedarf Im Rahmen der Frauenförderung ab?

3. Welche Gewichtung mißt man dem Bedarfs- bzw. Bedürfnisprinzip Im
allgemeinen und speziell für Seminare, die auf Führungsfunktionen
vorbereiten. In der Verwaltung bei?
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4. Wo und in welchen Bereichen ist eine Biidungswerbung sinnvoll und
erforderlich?

5. Ist die Fortbildungsgestaitung in der Verwaltung auf die Laufbahnpia-
nung at>gestimmt?

6. Werden bei Rationalisierungs- und Autorriatisierungsvorhaben die er
forderlichen Umschulungs- bzw. QuaiifizierungsmaBnahmen rechtzei
tig und umfassend eingeleäet?

7. Liegen Statistiken vor, in denen die Nachfrage an Seminaren und der
Besuch der Seminare differenziert nach Geschlecht und Funktions

ebene erfaßt werden?

, 8. Liegen Statistiken über das Aus- und Fortbiidungspersonal differen
ziert nach Geschlecht und Funktionsebene vor?

9. Sind die von der Verwaltung vorgesehenen Anreize für das Aus- und
fortbiidungspersonal hinreichend? Ist garantiert, daß Dozentehtätlg-
keiten auch in der Laufbahn- und Karrieregestaltung angemessen be
rücksichtigt werden?

B. Checkliste für die Verwaltung des Mangels an Fortbildung unter besonde
rer Berücksichtigung frauenspezifischer Fortbiidungsbeiange

Der tatsächliche Bedarf an Fortbildung kann heute bei der aufgezeigten Mittelaus
stattung auch nicht annähernd abgedeckt werden.

Es müssen Schwerpunkte und Prioritäten gesetzt werden.

Bei der Beschickung der Fortbildungsseminare sind zwei Prinzipien von Bedeu
tung. Unterschieden wird in das Bedarfs- und das Bedürfnisprinzip. Bezogen auf
das Bedarfsprinzip erfolgt die Beschickung der Seminare im Rahrnen des organisa
torischen und personellen Bedarfs. Der Fortbildungsbedarf nach dem Bedarfsprin
zip wird durch personal- und organisationspolitische Vorgaben bestimmt.

Dagegen orientiert sich das Bedürfnisprinzip an den individueiien Präferenzen, irn
Trend kann festgestellt werden, daß das Fortbiidungsbedürfnis höher ausfällt, als
der Fortbildungsbedarf.
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Melden sich für eine Veranstaltung mehr Bewerberinnen als Bewerber, sind die
Prioritäten entweder nach dem Bedarf- und/oder Bedürfnisprinzip zu setzen. Da
Frauenbeauftragte häufig einen Nachholbedarf geltend machen, kann aus einem
Bedürfnis leicht ein Bedarf herausinterpretiert werden. Das gilt insbesondere dann,
wenn für Veranstaltungen auch Bildungswerbung betrieben wird. So heißt es in ei
ner Leitlinie; „Frauen sind zu ermutigen, sich im Interesse ihrer beruflichen Qualifi
kation stärker als bisher an Fortbildungsmaßnahmen zu beteiligen. Bei unterdurch-
schnittiichem Anteil sind Frauen gezielt anzusprechen und verstärkt zuzulassen."^^
In einer anderen Leitlinie heißt es im gleichen Sinne; „Es sollen geeignete Maßnah
men ergriffen werden, um Frauen zu motivieren, an Fort- und Weiterbildungsmaß
nahmen teilzunehmen."^^

Besonders bedeutsam wird diese Frage bei Seminaren, die auf Führungsfunktio
nen vorbereiten. Hier steht die bedürfnisorientierte Nachfrage in einem krassen Ver
hältnis zum Bedarf. Denn viele Mitarbeiter leiten aus dem Besuch dieses Seminar

typs eine Option für Beförderungen ab. So gesehen sind negative Auswirkungen
auf das Arbeitsklima bei dem folgenden Vorgehen nicht ausgeschlossen; „Ver
suchsweise für ein Jahr sollen Fortbildungsveranstaltungen für Frauen angeboten
werden, die Führungspositionen übemehmen wollen"®^

Aus diesen Überlegungen lassen sich folgende Anregungen für die praktische Ar
beit ziehen;

1. Wie hoch ist der IS T- Mitteiansatz für Fortbiidungsmaßnahmen aufge-
schiüsselt nach dem Pro-Kopf-Aufwand? Wie verteilen sich die varia
blen und fixen Kosten? Mit weicher Priorität werden die Mittel einge
setzt?

2  Wie hoch müßte der Mitteiansatz (SOLL) veranschlägt werden, um die
als notwendig erachteten Fortbiidungsvorhalien realisieren zu kön
nen?

3. Auf weiche Funktionsebenen verteilen sich die Fortbiidungsmittei?
Steht die Mitteizuweisung im Einklang mit der Personal- und Organisa-
tionspoiitik der Verwaltung?

4. Das Recht auf Fortbildung kann als eine quantifizierbare Pianungs-
größe ausgelegt werden. Konzeptionen geht es um die Frage, wieviele
Fortbiidungstage pro Mitarbeiterinnen differenziert nach Funktions-

1) Richtlinie zur Frauenförderung des Landes Nds, aaO, Ziffer 4.1.
2) Leitlinien der Stadt Köln, aaO, Ziffer 111,7.
3) Ebenda, Ziffer III, 4.
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ebenen und Arbeitsbereichen durchschnittlich pro Jahr erforderlich
sind. Liegen solche Planungskonzepte vor?

5. FortbildungsmaBnahmen binden Arbeitskapazität. Werden die Auf
wendungen hierzu in den Steiienansätzen berücksichtigt? Wird zu die
sem Zweck eine Steiienreserve vorgehalten? Gehen die Vorgaben in
die quantitative Stelienbedarfsermittlung ein?

6. Uegt ein Fortbiidungsmanagement vor, in dem die Fortbildungskon
zeption und Ziele definiert sind? Nach weichen Gesichtspunkten wer
den die Fortbildungsprioritäten festgelegt?

7. Werden vor der Einführung neuer Arbeitsmittel und Arbeitsverfahren
geeignete Fortbildungsmaßnahmen bereits frühzeitig eingeleitet?

8. Werden Eigeninitiativen zur Qualifizierung unterstützt?

7.4.6 Die Frau in der Doppelrolle als Mutter, Vorgesetzte und Mitarbeiterin

IV. Vereinbarkeit von Beruf und Familie (Stadt Köln)

Von der Doppelbelastung In Beruf und Familie sind überwiegend
Frauen betroffen. Die Arbeitszeitregelungen bei der Stadt Köln und in
den städtischen Regiebetrieben werden dieser Problematik nur un
zureichend gerecht.

Es sind deshalb Modelle zu entwickeln, die eine Ausdehnung der be
stehenden Gleitzeitregelungen für kindererziehende Mütter und Vä
ter ermöglichen. Zur Förderung der Frauen im Beruf gehört auch als
wesentliche unterstützende Maßnahme die Sioherstellung der Ver
sorgung des Kindes während des Arbeitstages. Deshalb soll unter
Berücksichtigung der finanziellen Situation darauf hingewirkt werden,
daß die Öffnungszeiten in den Kindertageseinrichtungen eine Ganz
tagsbetreuung (inkl. Mittagstisch) einschließen.

Die Verwaltung wird aufgefordert, soweit wie möglich bei künftiger Ar
beitszeitgestaltung besonders die Familienbedürfnisse ihrer Mitar
beiterinnen und Mitarbeiter zu berücksichtigen. Damit sollen verbes
serte Voraussetzungen geschaffen werden für eine paitnerschaftli-
che Aufgabenteilung, den Abbau der Doppelbelastung der berufstätl-
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gen Frauen und damit für Chancengleichheit für Männer und Frauen
im Beruf.

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, besonders Müttem und Vä

tern, sollen auf Wunsch und im Rahmen der betrieblichen Möglich
keiten Teilzeitarbeitsplätze (auch qualifizierte Arbeitsplätze mit Auf- (
Stiegsmöglichkeiten) zur Verfügung gestellt werden. '

7. Familienft'eundliche Arbeitszeiten/ Teiizeitbeschäftigung (Landschaftsverband)

7.1 Zielsetzung

Die Dienststeilen haben die Inanspruchnahme von „familien-freundli-
chen Arbeitszeiten" da zu erleichtem, wo dies machbar ist. Dabei

sind die Belange der Beschäftigten hinsichtlich der Stundenzahl und
Verteilung der Arbeitszeit nach Möglichkeit zu berücksichtigen. Frau
en und Männer soll die Vereinbarkeit von beruflichem Engagement
und familiären Aufgaben erleichtert werden.

7.2 Grundsatz der Sozialversicherungspflichtigen Teilzeitbeschäf
tigung

Der LVR schließt grundsätzlich Sozialversicherungspflichtige Teilzeit
beschäftigungsverhältnisse ab. Für Ausnahmefälle ist ein strenger
Maßstab anzulegen.

7.3 Geringfügige Arbeitszeiten

In allen Fällen, In denen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aufgrund geringfügiger Ar
beitszeiten und/oder familienähnlicher Tätigkeiten (Reinigungskräfte, Hausmüt
ter...) eine qualitativ schlechtere soziale Absicherung erhalten als Vollzeit- bzw.
Halbtagsbeschäftigte, ist diese, soweit tarifrechtlich möglich entsprechend aufzu
stocken, d.h. alle tariflichen Leistungen, auch Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld etc.
sind anteilig zu zahlen. Der LVR wirkt darauf hin, den Geltungsbereich der Tarifver
träge auf geringfügig Beschäftigte auszudehnen.

7.4 Ausgestaltung der Teizeitarbeit

7.41 Teilzeitarbeit sollte auch auf solchen Arbeitsplätzen ermöglicht
werden, für die dies bislang als eher schwierig und ungewöhn-
iich angesehen wurde. Dienststellen, die Teilzeitarbeit auf sol
chen Arbeitsplätzen (z.B. Stationsleitungen in Kliniken) ermög
lichen wollen, können In Modellversuchen verschiedene orga-
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nisatorische Lösungen, die den Bedingungen vor Ort entspre
chen, erproben und auswerten. Bei der Reduzierung von Ar
beitszeit sind Rückgruppierungen möglichst zu vermeiden.

7.42 Bei Reduzierung einer Vollzeitbeschäftigung ist eine Befri
stung derTeiizeitbeschäftigung auch für Angestellte und Arbei
ter und Arbeiterinnen zu ermöglichen.

7.43 Das im Haushalt vorgesehene Finanzvolumen zur Finanzie
rung der nach dem Stellenplan voraussichtlich zu besetzen
den Stellen soll durch die Ermöglichung von Teilzeit nicht ver
ändert werden. Wo immer möglich, sind freie Steiienteile ggf.
auch Zusammenfassungen freier Steiienteile, die dem glei
chen Unterabschnitt des Haushaltsplanes sowie der gleichen
Berufsgruppe und der gleichen Lohn-, Besoldungs- bzw. Ver
gütungsgruppe zuzuordnen sind, soweit finanziert, wieder zu
besetzen.

7.44 Vorgesetzte sind verpflichtet, alle Möglichkeiten auszuschöp
fen, dienstliche Informationen und Dienstbesprechungen so
zu gestalten, daß Teilzeitbeschäftigte teilhaben können.

7.45 Teilzeitbeschäftigten ist die Möglichkeit zu geben, an der glei
tenden Arbeitszeit teilzunehmen. Es sind weitere Arbeitszeit-

modeiie zuzulassen.

7.46 Teilzeitbeschäftigten stehen gleiche Aufstieg- und Beförde
rungsmöglichkeiten wie Voilzeitbeschäftigten offen. Bezüglich
der Beförderungsmöglichkeiten für teilzeitbeschäftigte Beamte
und Beamtinnen setzt sich der LVR für eine Veränderung der
Stellenobergrenzenverordnung des Landes NRW ein, die der
zeit eine Beförde-rung zweier Teilzeitbeschäftigter auf einer
Stelle erschwert.

Darüber hinaus setzt sich der LVR dafür ein, weitere noch be
stehende tarif- und beamtenrechtiiche Benachteiligungen von
Teilzeitbeschäftigten abzubauen.

Die Qualifizierung am Arbeitsplatz setzt eine gestufte inhaltliche und zeitliche Ver
wendungsabfolge voraus. Der Erfahrungsgewinn am Arbeitsplatz führt somit auch
zu individuellen Venwendungs- und Qualifikationsmustem. Fehlen daher zeitlich ab
gestufte Erfahrungen, wie sie im Rahmen einer systematischen Verwendungsabfol-
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ge den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen angeboten bzw. von ihnen gefordert wer
den, dann geht dies auf Kosten der Qualifikation.

Hier aber liegen die Probleme für weibliche Mitarbeiter, die mit Teilzeitarbeit oder
wegen der Beurlaubung für längere Zeit ausfallen. Es zeichnen sich zwei Aktions
bereiche ab:

a. die berufliche Wiedereingliederung bei Beurlaubung aus familiä
ren Gründen,

b. die Kompensation fehlender Erfahrungen aufgrund von Teilzeitar
beit und Beurlaubung.

A. Die berufliche Wiedereingliederung

Die berufliche Wiedereingliederung nach einer Beurlaubung aus familiären Grün
den ist eine bislang nicht befriedigend gelöste Herausforderung. Vergleichbare Pro
bleme treten beispielsweise auch auf, wenn es um die Einführung neuer Mitarbeiter
geht. Statt sich diesem Personenkreis im besonderen Maße zuzuwenden, überläßt
man es meist den „Neuen", sich der fremden Umwelt zu stellen. Die KGSt hat er

kannt, daß man in dieser für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wichtigen und prä
genden Phase etwas untemehmen seilte, in einem hierfür eigens erstellten Bericht
hat sie einen Katalog von Einzelmaßnahmen entwickelt, der die Aufmerksamkeit al
ler Betroffenen auf die Probleme der Neuen lenkt. Auf dieser Grundlage lassen sich
auch Maßnahmen der Wiedereingliederung beurlaubter Frauen aufbauen.

B. Die Kompensation fehlender Erfahrungen

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen verlieren durch die Ausfailzeiten, in denen sie im

Arbeitsfeld keine fachgebundenen Erfahrungen sammeln konnten, den Anschluß
zu den in dem Arbeitprozeß stehenden Vergleichsgruppen. Da der Erfahrungsge
winn unstrittig in Abhängigkeit von der inhaltlichen und zeitlichen Abfolge zu sehen
ist, führen Beurlaubung und Teilzeitarbeit zwangsläufig zu einem Qualifizierungsde
fizit. Bezogen auf Beförderungen ins erste, vielleicht auch noch in das zweite Beför
derungsamt einer Laufbahngruppe, mag man das Fehiende durch fiktive Punktzu
schläge überdecken können, doch bezogen auf den Qualifikationsgewinn müssen
andere Kompensationsmöglichkeiten gefunden werden.

Eine solche Möglichkeit besteht, wenn man das Ven/vendungs- und Werdegangssy
stem auf die Beförderungsstrategie nach dem Führungsgruppenmodell hin ausrich
tet.^^ In diesem Falle werden die Quoten des Führungsnachwuchses und die damit
verbundenen gezielten Verwendungsabfolgen geschlechtsspezifisch so differen-

1) Vgl. hierzu Meixner, Personalstrukturplanung, Teil 1, aaO, S. 203 ff.
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ziert, daß Fehlendes auf diese Weise durch höhere Intensitätsformen des Erfah
rungsgewinns kompensiert werden können.

7.4.7 Flankierende Maßnahmen der Frauenförderung

1. Vertretungsregelung (Stadt Köln)

Der Oberstadtdirektor wird aufgefordert, dafür Sorge zu treffen, daß
bei Mutterschaftsurlaub, Erziehungsurlaub in jedem Fall unverzüg
lich Vertretungskräfte bereitgestellt werden.

Um die Wiedereingliederung von beurlaubten Mitarbeiterinnen zu er
leichtem, muß die Nähe zum Beruf gefördert werden. Dies sollte
durch Bevorzugung bei Aushilfs- und Vertretungstätigkeiten gesche
hen.

2. Berücksichtigung der Kindererziehungszelten (Stadt Köln)

Der Oberstadtdirektor wird aufgefordert, Kindererziehungszeiten bei
der Besetzung von Stellen als Berufserfahrung zu berücksichtigen.
Dies hat zum Ziel, die Benachteiligung für kindererziehende Frauen
bei der Beförderungspraxis aufzuheben.

8. Mutterschutz/ Erziehungsurlaub/ Beurlaubung aus familiären Gründen (Land
schaftsverband)

8.1 Vertretungsregelung

Für den Fall der Abwesenheit einer Mitarbeiterin wegen mutter
schutzbedingter Beschäftigungsverbote, einer Mitarbeiterin oder ei
nes Mitarbeiters wegen Erziehungsurlaub oder Beurlaubung aus fa
miliären Gründen ( z.B. Betreuung von Kindem oder pflegebedürfti
ger Angehöriger) ist eine Vertretung durch eine Ersatzkraft dann si
cherzustellen, wenn deren Einarbeitungszeit voraussichtlich in einem
angemessenen Verhältnis zur Dauer der Vertretungszeit steht.

8.2 Beurlaubung

Allen Beschäftigten wird ermöglicht, sich aus familiären Gründen ent
sprechend den beamten- und tarifrechtlichen Vorschriften beurlau
ben zu lassen.
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Für Beurlaubte besteht die Möglichkeit, Vertretungsaufgaben zu
übernehmen. Dies sollte insbesondere bei Mutterschutz und Erzie-

hungsuriaub angeboten werden.

Dies ist nach 68 Landesbeamtengesetz möglich, wenn die Tätigkeit
mit dem Zweck der Beurlaubung vereinbar und für die spätere Wie
deraufnahme des Dienstes förderlich ist. Für den Bereich des Ange
stellten und Arbeiter und Arbeiterinnen wird entsprechend verfah-
ren.Es sollte sich bei der Vertretung um Aufgaben mindestens der
Lohn- bzw. Vergütungsgruppe handeln, in der der/die Beschäftigte
vor der Beurlaubung beschäftigt war.

Beurlaubung und Teilzeitarbeit sind zentrale Instrumente der Frauenförderung. Bei
de Instrumente sind aber mit einer Reihe von personai- und organisationspoliti
schen Herausforderungen verbunden, die eine Uberwindung des Beharrungsprin
zips erforderlich machen.

Hierbei zeichnen sich folgende vordringlichen Handlungsfelder ab:

- die zügige Bereitstellung eines Ersatzbedarfes

- die Einbindung der beurlaubten Kräfte in die Karriere- und Förderungsplanung

- die Betreuung der beurlaubten Kräfte

- die Bereitstellung attraktiver Teilzeitmodelle

Gerade die zügige Bereitstellung des Ersatzbedarfes ist von entscheidender Be
deutung für eine umsichtige Frauenförderung.

Wenn in den Leitiinien gefordert wird, daß die durch Teilzeitarbeit und/oder Beurlau
bung ausfallende Arbeitskapazität unmittelbar qualitativ und quantitativ ersetzt wer
den soll, dann steht hinter dieser Forderung mehr als nur ein geordneter Arbeitsab
lauf. Es geht hierbei auch um das Kiima in einer Arbeitsgruppe, und es geht um Vor
urteile, die sich in diesem Zusammenhang trotz Seminaren und Einbindung in die
Anliegen der Frauenförderung bilden können. Das folgende Beispiel zeigt diese
subtile Form der Vorurteilsbildung auf: Auf dem Hintergrund der täglichen Heraus
forderungen des Personaleinsatzes und der Aufgabenbewältigung, denen sich ein
Vorgesetzter - das gilt im übrigen gleichermaßen auch für Frauen - täglich zu stel-
ien hat, können selbst für die Frauenförderung aufgeschlossene Männer und Frau
en eine abwehrende Haltung entwickeln.
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Solange das Arbeitsteam in einem Amt, Referat oder Dezernat aufeinander abge
stimmt ist, werden sich hier wenige Probleme und Vorbehalte gegen eine Kollegin
und Mutter einstellen. Beansprucht eine Mitarbeiterin jedoch „Vorrechte", die sich
aus der Doppelrolle als Mutter und Kollegin ergeben, die von dem Arbeitsteam nicht
akzeptiert werden, dann sind die Fristiktionen absehbar, und dann ist es nicht sel
ten, daß sich deutliche Vorbehalte gegen Frauen einstellen. Besonders nachhaltig
können dabei Beurlaubung und Teilzeitarbeit das Arbeitsklima belasten.

So waren beispielsweise in einer Organisationseinheit mit publikumsintensiven Ver
kehr 12 Vollzeitstellen und 8 Teilzeitstellen ausgewiesen. Aufgrund der ständig stei
genden Bürgemachfrage war die Personalausstattung in diesem Amt einer Ge
meinde viel zu eng bemessen. Da in diesen Jahren die Sparhaushalte besonders ri
gide dominierten, war es schwer, selbst bei berechtigten Hinweisen und Argmu-
menten Gehör zu finden. Auf das ständige Drängen des Vorgesetzten hin erklärte
man sich schließlich bereit, die Forderungen nach Stellenvermehrung mittels einer
Organisationsuntersuchung auf Berechtigung hin zu prüfen. Doch dabei ließ man
sich viel Zeit. Es verstrich über ein Jahr, ohne daß sich in dieser Angelegenheit auch
nur etwas rührte. Während dieser Zeit waren alle in dem Amt tätigen Mitarbeiterin
nen und Mitarbeiter völlig überfordert. Nach wenigen Monaten schied die erste Mit
arbeiterin mit dem Hinweis, diesen Streß nicht länger ertragen zu können, aus.
Nach zwei Monaten kam der Ersatz, der zusätzlich zu der Überlastung des Arbeits
teams eingearbeitet werden mußte. Diese Überforderung kostete ihren Preis; Die
Krankheitsquote insbesondere der Frauen stieg. Hinzu kam, daß einem Antrag auf
Teilzeitarbeit stattgegeben wurde. Die dadurch freigesetzte Personalkapazität war
zunächst nicht zu ersetzten. Nachdem der Vorgesetzte immer häufiger vor allem bei
den Teilzeitkräften um Mehrarbeit nachsuchte und warb, empfanden viele Mitarbei
terinnen diesen „moralischen" und faktischen Druck unerträglich. In dieser Zeit
schied dann eine weitere Kollegin wegen Mutterschaftsurlaub aus. In dieser Zeit
empfand der Vorgesetzte seine männlichen Kollegen als eine wichtige und kalku
lierbare Stütze. Aus seiner Sicht war es daher konsequent, daß er bei Neueinstel
lungen vor allem männliche Bewerber bevorzugte. Als eine Stelle der Besoldungs
gruppe A11 zur Nachbesetzung zur Verfügung stand, setzte sich dieser Vorgesetz
te für einen Kollegen ein, der ihm in diesen Zeiten ein wichtige Stütze war. Eine seit
mehreren Jahren beurlaubte und tüchtige Kollegin wollte diese Entscheidung so
nicht hinnehmen und setzte vieles in Bewegung, um bei dieser Beförderungsent
scheidung nicht übergangen zu werden.

Auf diesen Hintergrund wird die Bedeutung der Forderung des Landschaftsverban
des einmal mehr deutlich. Aus quantitativer Sicht geht es um eine zügige Kompen
sation der für ein Arbeitsteam entstehenden Ausfallzeiten, die als Folge eines Mut
terschaftsurlaubes, einer Teilzeitbeschäftigung oder einer Beurlaubung entstehen.
Selbst wenn eine Frau im Anschluß eines Mutterschaftsurlaubes ausscheidet, dürf

te eine Besetzungssperre hier nicht greifen. Bei Mutterschaftsurlaub indes wäre der
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Zeitausfall durch Springer im vollem Umfange zu kompensieren. Der qualitative
Aspekt deutet darauf hin, daß nicht jeder „Kopf" ein vollwertiger Ersatz ist. Wem Er
fahrung und spezielle Kenntnisse und Fertigkeiten zur Wahrnehmung spezifischer
Tätigkeiten fehlen, der bzw. die muß entsprechend qualifiziert werden. Hinzukom
men müssen daher zusätzliche Kapazitäten für aktive und passive Einarbeitungs
zeiten.

Eine ausgewogene und erfolgreiche Frauenförderung setzt eine flexible Personal
einsatzplanung und ein kreatives Personaimanagement voraus. Gelingt es auf die
sem Feld erfolgreich die Herausforderungen zu bändeln, dann ist wahrscheinlich
deutlich mehr gewonnen, als sich über Quoten zu streiten.

7.4.8 Der Personalrat und das Berichtswesen

V. Empfehlung an den Personalrat (Stadt Köln)

Dem Personalrat wird empfohlen, Ansprechpartnerinnen für Frauenfragen zu be
nennen und spezielle Frauensprechstunden einzurichten. Darüber hinaus sollten
spezielle Tagungen zu Frauenproblemen organisiert werden

29. Berichtspflicht

Der Oberstadtdirektor hat im Abstand von jeweils zwei Jahren über
die Durchfühmng des Frauenförderungsplans dem Rat zu berichten.

9. Berichterstattung (Landschaftsverband)

Alle zwei Jahre legt der Landesdirektor der Vertretung einen Bericht
vor, der Aussagen über die Umsetzung und Auswirkungen des Frau
enförderungsplanes in den Bereichen des LVR und statistische Da
ten zur Entwicklung der Beschäftigungstsruktur enthält.

Es stellt sich heute für viele die Frage, welche Ziele mit der Berichterstattung über
die Frauenförderung angestrebt werden können, welche Datensätze und Daten
kombinationen sich als aussagekräftig en/veisen und welche operativen Rück
schlüsse man aus dieser Analyse ziehen kann.

Zum Ziel dieser Analysen äußert sich die Frauenbeauftragte des Landes Nordrhein-
Westfalen wie folgt: „Die rein statistische Berichterstattung wird mit Empfehlungen
sowohl zur weiteren, verbesserten Umsetzung als auch zur Fortentwicklung des
Frauenförderungskonzeptes verknüpft. Zwar hat die Datenanalyse zur Beschäfti
gungsentwicklung der Frauen im öffentlichen Dienst des Landes teilweise Tenden
zen zur Verbesserung der Beschäftigungssituation von Frauen aufgezeigt, die ein-
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zelnen positiven Trends reichen jedoch bei weitem nicht aus. Der Handiungsbedarf
ist akut und groß. Dies giit auch für die Erfassung und Analyse der Beschäftigungs
situation, also für die Berichtserstattung an sich."^^

Diese Berichtserstattung kann allerdings nicht losgelöst von dem Zeitfaktor, der in
Zeitreihen zu erfassen ist, gesehen werden. Wo dies übersehen wird, können Fehl
interpretationen leicht das eigentliche Ziel verbauen. Da heißt es etwa : „Die stati
stisch ablesbare Ungleichheit bei der Besetzung höhenwertiger Ämter, Positionen
und Funktionen steht im Widerspruch zum verfassungsrechtlichen Gleichberechti
gungsgebot, denn entsprechend qualifizierte Frauen in den einzelnen Venwaltungs-
und Fachberufen gibt es inzwischen genug. H4it anderen Worten: Die bestqualifi
zierte Frauengeneration seit Bestehen der Bundesrepublik steht am Arbeitsmarkt
bereit und enwartet zu Recht, von jeglicher Benachteiligung aufgrund des Ge
schlechtes freien, ausschließlich an Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung
gemessenen gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amt."^^

Es ist unstrittig, daß Frauen in der öffentlichen Venvaltung, wie auch in der Wirt
schaft, Nachteile erleben mußten und sicherlich auch heute noch erleben. Ob aller
dings die in den Statistiken abgelesenen „Benachteiligungen" durch die unsachge
mäße Einflußnahme Dritter maßgeblich erklärt werden können, Ist aus diesen Zah-
lenmaterialen nicht zwangsläufig abzulesen. Denkbar sind weitere Einflüsse: Da
sich Frauen erst in den letzten Jahren mehr und mehr von den sozialen Berufen lö
sen (z.B. Grundschulbereich, Krankenhäuser etc.) und sich heute weiteren Quaiifl-
kationsbereichen zuwenden, ist es wenig überzeugend den Grad einer umgesetz
ten Chancengleichheit in Statistiken an der Besetzung von Spitzenpositionen able
sen zu wollen. Die Zusammenhänge lassen sich an einem (extremen) Beispiel ver
deutlichen: Wird eine Laufbahn für Frauen geöffnet (Beispiel Polizei, Bundesgrenz
schutz), danrr kann man bei einer Einheitslaufbahn wie etwa der Polizei nicht be
reits nach wenigen Jahren enwarten, daß sich die Frauen bis hin in die Ratsfunktio
nen (Besoldungsgruppe A13 und höher) hinaufgearbeitet haben. Weder sie, noch
ihre Jahrgangskameraden können in diesen wehigen Jahren diese Hürden neh
men. Seriös kann daher nicht der Gesamtvergieich sein, wohl aber der relative Ver
gleich, der sich auf Vergieichsgruppen konzentriert.
Diesem Ansatz folgt die Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Köln. Hier hat man den
Versuch untemommen, die Ven/veilzeit in der Venwaltung in Relation zu den Beförde
rungen zu setzen. Da im öffentlichen Dienst der Anciennität nach wie vor eine beson
dere Bedeutung zukommt, können entsprechende Zahlen ein erster Indikator sein, ob
die Chancengleichheit gewahrt ist. Letztendiich geht es auch hier um die Frage der
Bewerberreiation, wie sie im Rahmen der Rekrutjening aufgezeigt wurde: Welche
Chance hat eine MitarlDeiterin bzw. ein Mitarbeiter auf eine Beförderung des Einstel-

1) Erster Bericht zum Frauenförderungskonzept der Landesregierung Nordrhein-Westfalen,
Heft 1,3.8.

2) Hoffmann,T., Frauenförderung, aaO, S. 16.
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lungsjahrganges 1960,1961,1962, etc. Die Ermittlung dieser Relation wird durch das
Fluktuationsverhalten erschwert. In einem ersten Schritt muß daher festgehalten wer
den, ob das Fluktuationsverhalten von weiblichen und männlichen MItarljeltem von

einander abweicht. Die folgende Tabelle aus dem Bericht der Glelchstellungsbeauf-
tragten der Stadt Köln gibt hierzu erste Interessante Hlnwelse.^^

Anzahl der in den angegebenen Jahren eingestellten Stadtinspektor
anwärter/innen und Anteil derjenigen, die 1984 noch in der

Stadtverwaltung tätig waren

Einstellungs
jahr

Anzahl der eingestellten Anteil derjenigen, die 1984
noch Im städtischen

Dienst waren

Männer Frauen Männer Frauen

1960 13 5 15,4 0.0

1961 31 11 12,9 0,0

1962 24 9 50,0 0,0

1963 22 14 45,5 7,1

1964 56 14 26,8 14,3

1965 30 16 40,0 31,3

1966 51 11 35,3 45,5

1967 25 9 64,0 55,6

1968 38 16 100,0 100,0

1969 15 8 93,3 50,0

1970 30 32 86,7 21,9

1971 31 30 45,2 26,7

1972 51 36 41,2 61,1

1973 57 46 50,9 54,3

1974 65 52 50,8 57,7

1975 47 44 61,7 70,4

1976 46 31 52,2 74,2

1977 48 41 79,2 68,3

1978 48 68 83,3 64,7

1) Leutner, H., aaO, S. 98.
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E'ingruppierung der in den angegebenen Jahren eingestellten
Stadtinspektoranwäter/innen 1984
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Es zeigt sich, daß Stadtinspektoren insgesamt längere Verweilzeiten ip der sie an
stellenden Behörde nachweisen als ihre weiblichen Kollegen: So waren 1984 von
den im Jahre 1960 eingestellten 13 Stadtinspektoren noch 15,4 Prozent im Dienst
der Stadt beschäftigt, während von den 5 Frauen dieses Einstellungsjahrgangs kei
ne mehr von der Stadt Köln beschäftigt wurde.

In einerweiteren Aufschlüsselung werden die Einstellungsjahrgänge in Relation zu
den Beförderungsämtern gesetzt.

Diese Tabelle gibt eine erste Antwort auf die Frage, ob Frauen des Einstellungsjahr
ganges 1965 im Vergleich zu ihren Kollegen des gleichen Einstellungsjahrganges
gleiche Chancen auf Beförderung gehabt haben. Insgesamt aber hätte die Daten
analyse effektiver ausfallen können. Denn der hier gewählte Bezug der Parameter
ist bezogen auf diese Fragestellung nicht besonders aussagekräftig. Anstelle die
Vonhundertwerte auf die Geschlechter zu beziehen, hätte die Verbleibequote auf
die Beförderungsämter bezogen werden müssen. Auch ist es erforderlich, die Auf
stiegsquoten (Laufbahngruppenwechsel) in dieser Analyse zu berücksichtigen.

Dieses Beispiel steht für viele: Die Aussagequalität der Zahlenmaterialen könnte
deutlich verbessert werden, wenn man sich deutlicher an den personalpolitisch be
deutsamen Parameter orientieren würde. Im folgenden werden einige dieser Para
meter aufgezeigt.

A. Statistiken zur Rekrutierungspoiitik

Denkbare Schwerpunkte sind:

1. Wie hoch ist der Männer - bzw. Frauenanteil differenziert nach Status

gruppen und Funktionsebenen ? Wo sind Arbeitsschwerpunkte zu set
zen?

"  2. Wie hoch ist der Männer - bzw. Frauenanteii differenziert nach Lauf

bahn- , Besoidungs- bzw. Vergütungsgruppen?

3. Wie hoch ist das Bewerberinnenaufkommen differenziert nach Status-,
Laufbahn-, Besoidungs-und Vergütungsgruppen?

4. Weiche Relation läßt sich zwischen Bewerberinnenaufkommen und

Einsteiiungsquote ziehen?

5. Weiche konzeptionellen Vorgaben Hegen zur Aussteuerung einer har
monischen Aitersschichtung und Ämter- bzw. Vergütungsstruktur vor?
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B. Indikatoren einer differenzierten Anaiyse zur einer chancenorientierten
Beförderungspolitik

Parameter, die eine Auskunft über den Reaiisierungsgrad der Chancengerechtig
keit bei Beförderungen ermöglichen .sind:

- die Altersschichtung

- die Ämterstruktur

- die Gesamtven/veilzeit in der Verwaltung

- die Venweilzeit im Amt

- das Alter zum Zeitpunkt der Beförderung

- die Stehzeit im Amt

- die Wartezeit zwischen Übertragung einer höherwertigen Aufgabe und Ernen
nung

Die Erfassung und Berechnung der Parameter sind auch nach Funktionsbereichen,
Instanzen (Orts- und Mittelinstanz sowie Ober- und Oberste-Behörden) und Verwal
tungen zu differenzieren.

Eine Analyse wird sehr schnell zeigen, daß zwischen den Funktionsbereichen, in
nerhalb des Instanzenzuges mitunter deutlichere Bevorzugungen in der Karrierege
staltung auszumachen sind, als dies durch geschlechtsspezifische Einflußnahmen
möglich ist. Lassen sich die hier aufgezeigten Effekte in dem Datenmaterial ausma
chen, so sind die Weichenstellungen im Vorfeld einer Ausschreibung vorzunehmen.

So gibt es beispielsweise in jeder Verwaltung Schlüsselpositionen. Sitzt man auf ei
ner solchen Stelle, ist die Wahrscheinlichkeit, Karriere zu machen weitaus größer
als in anderen Funktionen. So ist zum Beispiel denkbar, daß der Sachbearbeiter im
Haupt- oder Personalamt größere Chancen auf Förderung und Beförderung hat, als
beispielsweise eine Sachbearbeiterin in der Altenhilfe. Solche Beförderungsmuster
werden nur transparent, wenn ein entsprechend differenziertes und aufbereitetes
Datenmaterial vorliegt und/oder die Verwaltung ein entsprechend ausgerichtetes
Personalentwicklungsprogramm verfolgt. Verfährt die Verwaltung nach einem sol
chen Entwicklungsprogramm, dann ist gewährleistet, daß sich Bevorzugungen aus
der Funktion heraus nicht stabilisieren und jeder Tüchtige (männlich/weiblich) glei
che Chance auf Förderung hat.
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C. Vorbereitung auf Beförderungen und Verwendungszyklus

Einer Beförderung sollte eine systematische Qualifizierung vorausgehen.

Beispielhaft wird an dieser Stelle ein Muster für die Statusgruppe der Beamten auf
gezeigt. Weitere Differenzierungen ergeben sich bezogen auf die Statusgruppen
der Angestellten und Arbeiter. Innerhalb dieser Differenzierung ist eine Unterschei
dung zwischen Laufbahngruppen und Laufbahnen möglich.

Parameter zur Kontrolle der Werdegangsgestaltung

Amt/Verg.Gr A16 A15 A14 A13 A13g A12

Nachzubesetzende

Stellen im Berichtsjahr

Vergabe ohne
Stellenausschreibung

Im Verfahren insgesamt

davon Frauen

Vergabe mit
Stellenausschreibung

Bewerbungen insgesamt

davon Frauen

Geeignete Bewerb.

davoh Frauen

Es gibt eine Reihe von statistischen Merkmalen, die Hinweise zu einer Eignung
bzw. Nichteignung geben. Wenn sich beispielsweise ein Mitarbeiter bzw. eine Mitar
beiterin der Besoldungsgruppe A 9 auf einen A11 Dienstposten bewirbt, ist dies aus
quantitativer Sicht anders zu bewerten, als wenn sich eine Oberinspektorin A10 auf
einen nach Besoldungsgruppe All bewerteten Arbeitsplatz bewirbt.
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D. Indikatoren der Verwendungsbereitschaft

Neben den Verwendungsangeboten der Personalabteilung ist für die Qualifizierung
auch die Verwendungsbereitschaft von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu nen
nen. Aspekte dieser Verwendungsbereitschaft sind der individueiie Grad der regio
nalen und fachlichen Mobilität sowie die Fortbildungsbereitschaft.

In vielen überregional organisierten Verwaltungen müssen Personalabteilungen
vermehrt zur Kenntnis nehmen, daß notwendigen Versetzungsabsichten energi
scher Widerstand entgegengebracht wird. Dies trifft auch häufig für Umsetzungen
zu.Es handelt sich hierbei um ein prinzipielles Problem mit graduellen geschlechts
spezifischen Nuancen.

Aus ihrer Doppelrolle heraus, fällt es Frauen häufig schwerer, dem Verwendungsruf
der Personalabteilung zu folgen als ihren männlichen Kollegen. Die gleichen Pro
bleme stellen sich, bei weiblichen Mitarbeitern und Müttern, wenn es um zentrale
Fortbildungsmaßnahmen geht, die eine Abwesenheit von mehreren Tagen zur Fol
ge haben.

Hier zeichnen sich Probleme ab, für die personalpolitische Lösungen zu finden sind.
Während man beispielsweise im Rahmen der Fortbildung auch als eine Alternative
zur Lehrgangsbeschickung Fernkurse mit entsprechender medien-technischer Un
terstützung erwägen kann, sind Lösungen auf dem Verwendungssektor schwerer
zu finden. Aber solche Lösungen gibt es. Es wäre allerdings nicht sinnvoll, die be
gründeten, aber fehlenden Möglichkeiten mit fiktiven Anrechnungen kompensieren
zu wollen.

Worauf es bei der Qualifizierung ankommt, sind die tatsächlich en/vorbenen Erfah
rungen. Da helfen dann auch fiktive Pluspunkte auf Dauer nicht weiter.

Parameter zur Erfassung der Verwendungsbereitschaft sind individuell aufzuberei
ten bzw. lassen sich anhand der oben genannten Statistik gruppenspezifisch aus
werten. In diesem Sinne wird gefordert: „Generell muß die Fortbildungsbeteillgung
von Frauen erhöht und die Information über das Frauenförderungskonzept bzw.
über das Ziel der beruflichen Gleichstellung von Frauen und Männem intensiviert
werden. Dazu bedarf es einer differenzierten Informationsgmndlage über die Fort
bildungsbeteiligung von Frauen." Bezogen auf die Fortbildungsbereitschaft ist in
Analogie zu der oben aufgezeigten Tabelle zu verfahren:
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Parameter zur Ermittlung der Fortbildungsbereitschaft

Lehrgangs
typen

Allgemein
fortbildung

Anpassungs-
fortbiidung

Förderungs-
fortbiidung

etc.

Plätze der

Fortbildung im
Berichtsjahr

Beschickung
ohne Aus

schreibung

davon Frauen

Beschickung
mit Aus

schreibung

Interessenten

insgesamt

davon Frauen

Interessenten

mit direktem

Verwendungs
bezug

davon Frauen

7.5 Leitlinien der Frauenförderung am Beispiel von Unternehmen der Wirt
schaft

Es ist durchaus reizvoll, sich einmal die Regelungen anzusehen, die in Abhebung
von der öffentlichen Verwaltung in der Wirtschaft getroffen werden. Auf diesem Hin
tergrund können Impulse für eine ausgewogene Handhabung erwartet werden.

7.5.1 Frauenförderungsplan der Robert Bosch GmbH

Betriebsvereinbarung zwischen Geschäftsführung und Gesamtbetriebsrat der Ro
bert Bosch GmbH

Geschäftsführung und Gesamtbetriebsrat stimmen darüber überein, daß die
Gieichbehandlung von Frauen und Männem auch im beruflichen Bereich sicherzu
stellen ist. Um im Rahmen dieser Zielsetzung die Besetzung auch qualifizierter Po
sitionen mit weiblichen l*/1itarbeitem auf allen Ebenen zu fördern, schließen Ge
schäftsführung und Gesamtbetriebsrat folgende Vereinbarung:

248



Frauenförderung

§1
Ausbildung

(1) Bei der Beurteilung der Bewerbung von Auszubildenden darf das Geschlecfit
der Bewerber nicfit berücksictitigt werden. Entsprecfiendes gilt bei der Übernafim-
me nacfi der Ausbildung.

(2) Durch geeignete interne und externe Maßnahmen ist besonders auf Ausbildung
schancen für Mädchen in gewerblich-technischen Berufen bei der Robert Bosch
GmbH hinzuweisen (z.B. im Rahmen der Zusammenarbeit mit der Berufsberatung
und mit den Schulen).

§2
Stellenausschreibungen

(1) Bei internen und externen Stellenausschreibungen muß in geeigneter Form dar
auf hingewiesen werden, daß sich auch Frauen bewerben sollen, sofern der Beset
zung des ausgeschriebenen Arbeitsplatzes mit einer Frau nicht gesetzliche Bestim
mungen entgegenstehen. Beispiele sind in der Anlage zu dieser Betriebsvereinba
rung enthalten.

(2) Durch geeignete Maßnahmen (z.B. informationsveranstaitungen an Fachhoch-/
Hochschulen; Praktika) sollen Berufschancen für Frauen auch in qualifizierten, ins
besondere technischen Berufen bei der Robert Bosch GmbH deutlich herausge
stellt werden, um mehr weibliche Bewerber für Führungsnachwuchspositionen zu
gewinnen.

§3
Einstellung, Versetzung

(1) Bei der Beurteilung von in- und externen Bewerbungen für eine Tätigkeit bei der
Robert Bosch GmbH darf das Geschlecht der Bewerber nicht berücksichtigt wer
den, sofern der zu besetzende Arbeitsplatz aufgrund von gesetzlichen Vorschriften
nicht nur mit einem Mann bzw. einer Frau besetzt werden kann. An weibliche Be

werber dürfen keine anderen Anforderungen gestellt werden als an männliche.

(2) Insbesondere bei der Auswahl von Bewerbern für Führungspositionen ist sorg
fältig darauf zu achten, daß die Beurteilung der Bewerber geschlechtsneutral er
folgt.
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§4

Frauen und Männern sind bei der Auswahl von Teilnehmern an Weiterbildungsmaß
nahmen gleiche Chancen zu geben. Dies gilt insbesondere auch für Weiterbil
dungsmaßnahmen, zu denen Mitarbeiter von ihren Vorgesetzten angemeldet wer
den müssen oder die zu einem qualifizierten Abschluß führen.

§5
Berufstätigkeit nach der Geburt eines Kindes

(1) Die Wiederaufnahme der Berufstätigkeit von Eltern, die ihr Beschäftigungsver
hältnis wegen der Betreuung eines Kindes nach der Geburt beendet haben, wird
durch die Maßnahmen gem. Abs. (2) - (6) gefördert.

(2) Zur Erhaltung der beruflichen Qualifikation werden innerhalb eines Zeitraumes
von drei Jahren nach der Geburt eines Kindes dem betreuenden Eltemteil im Rah

men seiner persönlichen und fachlichen Eignung sowie der betrieblichen Möglich
keiten Urlaubs- und Krankheitsvertretungen angeboten. Die Beschäftigung im Rah
men einer Urlaubs- bzw. Krankheitsvertretung erfolgt jeweils auf der Grundlage ei
nes befristeten Vertrages.

(3) Die Bewerbung eines Elternteiles, der sein Beschäftigungsverhältnis mit der Ro
bert Bosch GmbH aus den in Abs. (1) genannten Gründen beendet hat, wird inner
halb eines Zeitraumes von drei Jahren nach der Geburt des Kindes bei Stellenbe

setzungen gegenüber Bewerbungen externer Personen mit gleicher fachlicher und
persönlicher Qualifikation bevorzugt berücksichtigt.

(4) Bei einer Wiedereinstellung gem. Abs. (3) ist emsthaft zu prüfen, ob Wünsche
von Mitarbeitern nach Teilzeitarbeit verwirklicht werden können.

(5) Sofern eine Wiedereinstellung gem. Abs. (3) vereinbart wurde, ist zu prüfen, ob
zur Vorbereitung der beruflichen Tätigkeit auf Wunsch des Elternteils eine Teilnah
me an erforderlichen betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen möglich ist.

(6) Bei einer Wiedereinstellung gem. Abs. (3) wird die frühere Dienstzeit nach Ab
lauf von 2 Jahren Betriebszugehörigkeit voll angerechnet.

§6
Teilzeitarbelt

Wünscht ein Mitarbeiter, der in Vollzeitarbeit beschäftigt ist, einen Teilzeitarbeits
platz, ist er über derartige freie Stellen, die seiner persönlichen und fachlichen Eig
nung entsprechen, zu unterrichten. Die Unterrichtung kann auch im Rahmen einer
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innerbetrieblichen Stellenausschreibung erfolgen. Entsprechendes gilt für Teilzeit
beschäftigte, die eine Vollzeitbeschäftigung anstreben.

§7
Umsetzung der Betriebsvereinbarung

Das Gebot der Gleichbehandlung von Frauen und Männern ist in geeigneter Weise
innerbetrieblich bekannt zu machen. Es ist in Führungskräfteschulungen zu behan
deln. Darüber hinaus \wird über die Umsetzung dieser Vereinbarung in die betriebli
che Praxis innerbetrieblich berichtet.

§8
Beratungen

Geschäftsführung und Gesamtbetriebsrat beraten einmal jährlich anhand von Un
terlagen über den Stand der Umsetzung dieser Betriebsvereinbarung bei der Ro
bert Bosch GmbH. Entsprechende Beratungen sind bezogen auf die örtlichen Ver
hältnisse zwischen den örtlich zuständigen Verhandlungspartner des Betriebsrates
und dem örtiich zuständigen Betriebsrat durchzuführen.

§9
Geltungsbereich, Inkrafttreten, Kündigung

(1) Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Mitarbeiter der Robert Bosch GmbH, die
keine leitenden Angestellten i.S. von 5 Abs. (3) BetrVG sind.

(2) Die Betriebsvereinbarung tritt am 1. Juli 1988 in Kraft und kann mit einer Frist
von 3 Monaten zum Ende eines Kalendervierteljahres gekündigt werden.
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7.5.2 Frauenförderung bei der Daimler-Benz AG

Betrlebsvereinbarung zur Verbesserung der Vereinbarkeit von „Familie und Beruf"

/. Zielsetzung

Untemefimensieitung und Gesamtbetriebsrat wollen mit dieser Betriebsvereinba
rung zur besseren Vereinbarung von Familie und Beruf und zu familienfreundliche
ren Arbeitsbedingungen und damit insbesondere zur beruflichen Förderung von
Frauen beitragen:

- Mitarbeiterinnen und Mitarbeitem, die zur Erziehung ihres Kindes ihre Tätigkeit
befristet unterbrechen wollen, soll durch eine Wiedereinstellungszusage die
Rückkehr in den Beruf erleichtert werden.

- Unternehmen und Gesamtbetriebsrat verfolgen gemeinsam die Zielsetzung, im
Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitem zur
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf verstärkt Teilzeit anzubieten.

II. Wiedereinstellung

Das Unternehmen bietet Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine Wiedereinstel

lungszusage, wenn sie ihre Tätigkeit zur Betreuung eines Kindes unterbrechen wol
len.

Die Zeit im Anschluß an den gesetzlichen Erziehungsuriaub wird als Familienpause
bezeichnet. Sie ist gekennzeichnet durch die vertragliche Beendigung des Arbeits-
verhäitnisses, verbunden mit einer Zusage der Wiedereinstellung innerhalb eines
bestimmten Zeitraums.

1. Anspruchsberechtigte

Die Familienpause kann in Anspruch genommen werden von Müttern und Vätern,
denen das Personensorgerecht für ein Kind zusteht, das nach Inkrafttreten der Be
triebsvereinbarung geboren wurde, und die für dieses Kind den gesetzlichen Erzie
hungsurlaub in Anspruch genommen haben.

Vor der Unterbrechung muß eine Betriebszugehörigkeit von mindestens fünf Jahren
erreicht sein.
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2. Dauer der Familienpause

Die Familienpause kann In Anspruch genommen werden

- bei einem Kind: bis zur Vollendung des siebten Lebensjahres

- bei jedem weiteren Kind, das in der Familienphase geboren wurde: bis maximal
zehn Jahre ab Geburt des ersten Kindes

Die Familienpause kann nur einmal in Anspruch genommen werden.

3. Famiiienpause für Muüer und Vater

Sind beide Eltemteile im Untemehmen beschäftigt, können Mutter oder Vater die
Famiiienpause nach Ziffer 2 in Anspaich nehmen und sich dabei einmal ablösen.

4. Inhalte der WIederelnstellungszusage

Das Untemehmen sagt zu, der Mitarbeiterin/ dem Mitarbeiter einen vergleichbaren
Arbeitsplatz in der tariflichen Lohn-/ Gehaltsgruppe anzubieten wie vor dem Aus
scheiden in die Familienpause. Die Eingruppierung richtet sich nach der übertrage
nen Tätigkeit.

Die wöchentliche Arbeitszeit nach Wiedereintritt entspricht - unter Berücksichtigung
ggf. zwischenzeitlich eingetretener tariflicher Änderungen - der wöchentlichen Ar
beitszeit vor der Unterbrechung. Aufgrund betrieblicher Belange oder persönlicher
Wünsche können unter Wahrung der Rechte des Betriebsrates andere Arbeitszei
ten vereinbart werden.

Auf eine Probezeit wird verzichtet.

Der Arbeitsplatz soll in demselben Werk/ derselben Niederlassung oder an einem
anderen zumutbar erreichbaren Standort liegen. Die Wünsche der Betroffenen wer
den im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten berücksichtigt

5. Anrechnung von Dienstzelten

Bei Wiedereinstellung aufgrund der Wiedereinstellungszusage werden die Vor
dienstzeiten - einschließlich der unter Ziffer 9 genannten Urlaubs- und Krankheits
vertretungen - sofort im Rahmen der Betriebsvereinbarung zur Dienstzeitberech
nung vom 8.11.1961 angerechnet: auf die zweijährige Wartezeit wird verzichtet. Auf
dienstzeitabhängige Leistungen - wie Weihnachtsgeld und Sondervergütung -
wirkt sich dies sofort aus.
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6. Regelungen zur betrieblichen Altersversorgung

Nach mindestens zweijähriger ununterbrochener Beschäftigung seit Wiedereintritt
wird die Dauer der Familienpause im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung
wie folgt berücksichtigt:

-Zurechnung bei Wartezeit

Die Dauer der Familienpause wird in vollem Umfang auf die zehnjähige Wartezeit
im Sinne von 5 der Versorgungsordnung der Daimler-Benz AG (VO) angerechnet.
Tatsächliche Beschäftigungszeiten im Untemehmen während der Familienpause
werden mit diesen Zurechnungszeiten verrechnet.

- Zurechnung bei rentenfähiger Dienstzeit

Beschäftigungsfreie Zeiten während der Familienpause werden zu einem Drittel der
rentenfähigen Dienstzeit im Sinne von § 6 VO rentensteigernd hinzugerechnet. Tat
sächliche Beschäftigungszeiten im Unternehmen während der Familienpause wer
den in vollem Umfange rentensteigernd berücksichtigt.

7. Weitere Leistungen während der Famillenpause

Vor Antritt der Familienpause gewährte Darlehen werden unter den vereinbarten
Bedingungen fortgeführt. Bei Erlöschung der Wiedereinstellungszusage werden sie
entsprechend den bestehenden Regelungen getilgt.

Zur Aufrechterhaltung des Kontaktes zum Untemehmen während der Familienpau
se erhalten Mitarbeiterinnen/Mitarbeiterweiterhin hausinteme Medien, wie zum Bei
spiel die Mitarbeiterzeitschrift.

8. Ankündigungsfrlsten

Der Antrag auf Inanspruchnahme der Familienpause ist spätestens drei Monate vor
Ablauf des gesetzlichen Erziehungsurlaubs schriftlich an das Personalwesen zu
richten. Austritt und Wiedereinstellungszusage werden schriftlich vereinbart. ...

9. Erhalt und Anpassung der beruflichen Qualifikation

Während der Familienpause gibt das Unternehmen im Rahmen der betrieblichen
Möglichkeiten Gelegenheit zum Beispiel durch Urlaubs- und Krankheitsvertretung -
auf Basis befristeter Arbeitsverträge- sowie Teilnahme an betrieblichen Bildungs
maßnahmen den Kontakt zur praktischen Arbeit zu halten.
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Rechtzeitig vor Wiedereintritt vereinbaren die Mitarbeiterin/ der Mitarbeiter und das
Personalwesen die in Frage kommenden Qualifikationsmaßnahmen zur Vorberei
tung auf die künftige Tätigkeit. Für Veranstaltungen im Rahmen des offenen oder
geschlossenen Weiterbildungsprogramms übernimmt das Untemehmen die entste
henden Kursgebühren. In besonderen Fällen können auch der Besuch extem ange
botener Kurse und die Kostentragung hierfür vereinbart werden.

Von der Mitarbeiterin/ dem Mitarbeiter wird entartet, daß eigene Beiträge zum Er
halt und zur Anpassung der Qualifikation - zum Beispiel durch Weiterbildungsmaß
nahmen und befristete Arbeitsverhältnisse im Untemehmen - geleistet werden, so
weit dies die familiäre Situation erlaubt.

10. Andersweitige Erwerbstätigkeit

Während der Familienpause darf - außer den unter Ziffer 9 genannten Urlaubs- und
Krankheitsvertretungen - keine Enwerbstätigkeit ausgeübt werden, die die Gering
fügigkeitsgrenze des Sozialgesetzbuches übersteigt: andernfalls erlischt die Wie-
dereinsteilungszusage.

11. Härtefälle

Härten, die sich bei Anwendung und Auslegung dieser Betriebsvereinbarung im
Einzelfall ergeben, werden vom Personalbereich geprüft, mit dem Betriebsrat bera
ten und nach Möglichkeit vermieden.

III. Inkrafttreten

Die Betriebsvereinbarung tritt am 1 S.Juni 1989 in Kraft und ist mit einer Frist von
drei Monaten, frühestens jedoch zum 31.12.1992 kündbar.

7.5.3 Allgemeine Konzeptionen der Frauenförderung bei der Daimler Benz AG

Von Quoten ist in der Vereinbarung bei der Daimler Benz AG keine Rede. Gleich
wohl ist der Leitung dieses Konzems bewußt, daß es Benachteiligungen von Frau
en gibt. Sie lassen sich nicht durch Paragraphen und Betriebsvereinbarungen re
geln, wohl aber durch eine mentale Umstimmung. In diesem Sinne heißt es in ei
nem Informationsbrief für die Führungskräfte: „Zur Beschäftigung und Fördemng
von Frauen im Unternehmen: Die vermehrte Beschäftigung von Frauen ist eine ge-
sellschafts- wie auch unternehmenspolitische Notwendigkeit. Sie trägt zum einen
gewachsenen Ansprüchen sowie den deutlich verbesserten Qualifikationen der
Frauen selbst Rechnung. Zum anderen können wir es uns langfristig nicht erlauben,
auf ihre Fähigkeiten und ihre Leistungsbereitschaft zu verzichten.""
1) Daimler-Benz AG, Zentralressort Personal, Informationsbrief für die Führungskräfte vom
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A. Leitsätze zur Einsteilung

Dazu ist eine kritische Überprüfung des eigenen Verhaltens bei Bewerbungen und
Einstellungen erforderlich: „Prüfstein der besseren Einstiegsmöglichkeiten von
Frauen ist häufig die Frage, ob die Fachbereiche Bewerbungen von Frauen mit der
gleichen Ernsthaftigkeit prüfen, wie die der männlichen Mitkonkurrenten. Die Reihe
setzt sich fort mit der Überlegung, ob „man es sich leisten kann, eine Frau einzustel
len, die möglicherweise wegen Schwangerschaft den Bereich schnell wieder ver
läßt". Natürlich wollen Frauen nach der Geburt ihres Kindes ihre Berufstätigkeit we
nigstens zeitlich befristet unterbrechen. Dies sollen sie auch mit gutem Gewissen
tun.

Wir sind alle gefordert, unsere Einstellungen zu verändem und wirklich zu akzeptie
ren, daß durchgängige Beschäftigungszeiten nicht die Regel sein müssen, sondern
daß insbesondere für Frauen Unterbrechungsphasen oder reduzierte Arbeitszeiten
wegen der Kindererziehung normal sind.

In diesem Sinne fordern wir Sie auf, bei Auswahlentscheidungen Bewerberinnen ei
ne Chance zu geben - selbstverständlich unter der Voraussetzung, daß sie die ge
forderten Qualifikationen erfüllen. Und wenn wir einmal ehrlich sind, wird der Wech
sel des Arbeitsplatzes im Rahmen der Personalentwicklung bei Männem als eine
völlige Selbstverständlichkeit angesehen.

B. Leitsätze zur Förderung der Frauen im gewerblich-technischen Bereich

Unter der Überschrift „Gute Einstiegsmöglichkeiten für Mädchen in gewerblich
technischen Berufen" heißt es weiter in diesem Brief: „Bereits bei der Berufswahl

entscheidet sich häufig der spätere berufliche Werdegang. Nach wie vor wählt die
Mehrheit der Mädchen eine Ausbildung zur Arzthelferin, Verkäuferin oder Friseuse.
Dabei stehen heute nahezu alle der über 400 Ausbildungsberufe auch weiblichen
Schulabgängem offen. Auch jeder der fast 40 technisch-gewerblichen Ausbildungs
berufe bei Mercedes-Benz kann von Mädchen eriemt werden. Dennoch haben wir

nur 440 weibliche Azubis, das sind 6 % aller gewerblich-technischen Auszubilden
den. Wir wollen diesen Ariteil dauerhaft erhöhen. Durch spezielle Informationsver
anstaltungen, "Schnuppenwochen" und Medien sollen Mädchen verstärkt für in ih
ren Augen unkonventionelle Ausbildungsgänge gewonnen werden. Dazu können
wir alle beitragen durch eine positive Darstellung der Ausbildungs- und späteren Ar
beitsmöglichkeiten für Frauen. Unterlagen über die Ausbildungsberufe halten die
Betrieblichen Bildungswesen bereit."

71989, in: Der Minister für Wirtschaft, Mitteistand und Technologie,Textsammlung Frau-
enförderungspiäne und -maßnahmen, 2.Aufi. Düsseidorf 1990, S. 73 ff.
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Doch bei diesen Hinweisen beläßt es der Konzern nicht. Auf einer höheren Ausbil

dung- bzw. Quaiifizierungstufe werden für Abiturientinnen in technisch-naturwissen
schaftlichen Studienfächern Stipendien vergeben, ̂ uch bei der Wahl eines Stu
dienfaches zeigt sich eine ähnliche Tendenz: Die geisteswissenschaftlichen Fächer
verzeichnen einen deutlich höheren Anteil an Frauen als die technisch-naturwissen

schaftlichen. Die Folge ist, daß gerade in diesen -in unserem Untemehmen häufiger
gesuchten- Fachrichtungen oft zu wenig Bewerberinnen zur Auswahl stehen.

Um jungen Frauen die Entscheidung für ein technikorientiertes Studienfach zu er
leichtem, bietet Mercedes-Benz im Rahmen seiner Studienförderung einem kleinen
Kreis Abiturientinnen, die Maschinenbau, Elektrotechnik oder Informatik studieren,
ein Stipendium über die gesamte Studiendauer an. Die Studienförderung wird vom
Zentralen Biidungswesen in der Mercedes-Benz AG koordiniert."

C. Leitsätze zur Qualifizierung auf höhere Funktionen

Von den Führungskräften bei Mercedes-Benz sind mit 284 Frauen lediglich 2,1 Pro
zent in leitenden Positionen. Auch hier will man in Zukunft stärker einwirken. Das

geschieht ohne Quotenvorgaben, aber in der festen Absicht, auf die mentalen Ein
stellungen der hierfür Verantwortlichen einzuwirken. „Derzeit sind nur 2 % der
13.500 Führungskräfte Frauen. Wir halten diesen Anteil für viel zu gering. Denn dies
wird weder den Fähigkeiten und Qualifikationen der Frauen gerecht, noch können
wir es uns aufgrund der demographischen Entwicklung erlauben, auf weibliche
Führungskräfte zu verzichten. Wir - der Vorstand - wollen alles tun, um qualifizier
te Frauen zu fördern. Wir wünschen uns, daß auch Sie sich diese Haltung zu eigen
machen und die dazu notwendigen Schritte einleiten.

Förderung und Entwicklung betreffen alle Mitarbeiterinnen: bei der Benennung für
Weiterbildungsmaßnahmen, bei der Erweiterung des Aufgabenspektrums bis hin
zur gezielten Nachwuchsförderung. Sicherlich gilt es dabei auch, gewisse Hemm-
schweilen bei den Mitarbeiterinnen selbst abzubauen und sie aufzufordern, ihre be

ruflichen Vorstellungen zu äußern und ihnen Mut zu machen, sich neue Aufgaben
zuzutrauen.

Das Personal- und Bildungswesen wird diesen Entwicklungsprozeß vor Ort tatkräf
tig unterstützen. Greifen Sie diese initiativen auf und gehen Sie mit uns auch neue
Wege. Denn damit helfen Sie auch hier, die Weichen für die Zukunft richtig zu stei-
len.-2)

1) Daimler-Benz AG, Führungsbrief,aaO,S. 76.
2) Ebenda, 8. 76.
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7.5.4 Bewertung und Interpretation der Leitlinien der Daimler Benz AG

Vergleicht man einmal die Leitlinien der öffentlichen Verwaltung mit denen dieses
Konzemes, dann zeigen sich inhaltliche Überschneidungen auf der einen Seite, auf
der anderen Seite dagegen deutliche Unterschiede auf dem Weg hin zu diesem ge
meinsamen Ziel: Während die Verwaltung auf Vorschriften und Anweisungen auch
dort baut, wo es um sensible Einstellungsprozesse geht, differenziert man bei Mer
cedes in Bereiche, die einer eindeutigen Regelung bedürfen (vgl. hierzu Betriebs
vereinbarung Familie und Beruf) und in Bereiche, wo es auf eine Einstellungsände
rung ankommt. Wer Verhalten ändern will, sollte dies mit Augenmaß und Sensibilität
tun. Viele Verwaltungen arbeiten mit „Sollen" und „Müssen", dieser Konzern baut
dagegen auf Einsicht und Änderung. Hier baut man auf Überzeugung und auf den
Appell. Diese Nuancen sind wichtig, und sie können für Gelingen oder Mißlingen
der Frauenförderung entscheidend sein. Die Vorteile eines differenzierten Vorge
hens sind vielschichtig. Weist man beispielsweise mit Sollen und Müssen an, wo ei
ne Überzeugung stehen sollte, kommt es leicht zu manifesten und subtilen Formen
von Widerständen. Auch schützt dieses Vorgehen deutlicher vor klimatischen Dis
kriminierungen (z.B. Frau müßte man sein;... eben, weil Frau...).

Was bei Mercedes Benz über einen Einstellungswandel im Führungsbereich erzielt
werden soll, wird in Nordrhein-Westfaien auch über ein Gesetz zur Förderung der
beruflichen Chancen für Frauen im öffentlichen Dienst (Frauenförderungsgesetz-
FFG) versucht. Interessant ist in diesem Zusammenhang die Stellungnahme der
WestLB bei einem Hearing vom 8.5.1989 zu diesem Gesetz: „Typisch für die Aus
wahl- und Beförderungsentscheidungen ist es, daß neben der Erfüllung formaler
Kriterien (wie zum Beispiel Abschluß als Bankkaufmann) weitere Kriterien zugrun
degelegt werden, die sich einerseits aus den wesentlichen Aufgaben einer konkre
ten Position ergeben, andererseits aber auch das allgemeine Potential für eine Wei
terentwicklung in höhenwertige Positionen zu erfassen suchen (Beispiel: Entwick
lung von Hauptsachbearbeiter Kreditbearbeitung zum Abteilungsleiter Exportfinan
zierung). Gerade dieser Punkt unterscheidet Unternehmungen deutlich vom öffent
lichen Dienst. Wir verstehen Einstellungs- und Beförderungsentscheidungen immer
auch als Entscheidungen über Investitionen in die Entwicklung der Bank und der
Mitarbeiter, die am Markt verdienen und sich insofem auch rentieren müssen."^^

Der hier konstruierte Unterschied ist aus der Sache heraus unzutreffend: Auch die

öffentliche Verwaltung braucht langfristig ausgerichtete Entwicklungskonzepte, um
den Führungsnachwuchs auf Führungspositionen hin zu entwickeln. Dies wird zwar
häufig in den Personalämtem etwas großzügiger in unzulässiger Anlehnung an die
Beamtengesetze interpretiert. Danach könnte man glauben, daß mit der Ausbildung
die Qualifikation für alle Ämter einer Laufbahn - gleich welcher Funktionsebene -
gegeben ist. Doch diese Fehlinterpretation und dieses ärgerliche Mißverständnis,
das einer aktiven Personalarbeit entgegensteht, relativiert sich heute immer deutli
cher.^^

1) Landtag Nordrhein-Westfalen vom 8.5.1989, Ausschußprotokoll 10/1211, Anlage 6.
2) Wiese, W., Beamtenrecht, 2.Aufl. Köln 1982.
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